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Gender Main-
streaming – 
Gute Beispiele

Vorwort

Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 

„Gute Beispiele“ sind ein probates 
Mittel, Gender Mainstreaming greif-
bar und erfahrbar zu machen – eine 
wichtige Voraussetzung für eine flä-
chendeckende und systematische 
Verankerung dieses Themas.

Die in dieser ExWoSt-Information vor-
gestellten „Guten Beispiele“ sind eine 
Auswahl aus den im ExWoSt-Modell-
vorhaben „Gender Mainstreaming im 
Städtebau“ gesammelten insgesamt 
rund 130 Projekten, die beispielhaft 
Ansätze aufzeigen, wie Gender Main-
streaming (GM) in der Stadtplanung 
umgesetzt werden kann. Die Gesamt-
dokumentation der ca. 130 Projekte 
soll Anregungen und Denkanstöße, 
jedoch keine Patentrezepte für die 
Umsetzung von GM im Städtebau lie-
fern. Deshalb wurden auch Projekte 
aufgenommen, die Hemmnisse und 
Stolpersteine aufzeigen – auch daraus 
kann man lernen.

Die zwölf ausgewählten „Guten Bei-
spiele“ überzeugen zum einen alleine 
durch ihre Existenz und widerspre-
chen dadurch pauschalen Gegenar-
gumenten nach dem Motto „Geht 
doch nicht“. Zum anderen leisten sie 
einen Beitrag zur Beantwortung fol-
gender Fragestellungen:

• Was kann GM im Städtebau konkret 
bedeuten?

• Wie setzen Städte und Gemeinden 
die Strategie des GM in der Stadt-
planung um? Wie sehen die Prozes-
se aus?

• Welche Ziele werden – bezogen auf 
Städtebau und Stadtplanung – mit 
GM verfolgt? Welche Inhalte werden 
bearbeitet?

• Welche Akteure werden beteiligt? 
Wer sind die Promotoren der Um-
setzung entsprechender Projekte?

Die zusammengetragenen Projekt-
beispiele dokumentieren wichtige 
Ansatzpunkte und Bausteine. Sie zei-
gen aber auch, dass der Prozess zur 
dauerhaften Umsetzung von Gender 
Mainstreaming im Städtebau – als 
„top-down-gesteuerte“ Querschnitts- 
aufgabe – in vielen Fällen noch am 
Anfang steht. Trotz vorhandener 
Modellprojekte in mehreren  Städten 
bleibt eine Überführung in Routinen 
des planerischen Alltagshandelns 
weiterhin eine Zukunftsaufgabe.

Daran arbeiten im ExWoSt-For-
schungsfeld die Modellstädte Pul-
heim, Dessau und Bremen, in denen 
es sehr positive Ansätze gibt. Gender 
Mainstreaming führt zu einer Quali-
fizierung von Planungsprozessen, die 
Prozesse werden effektiver und effizi-
enter. Es bietet ein strukturiertes Ver-
fahren, durch das sich die Perspektive 
auf unterschiedliche Nutzungsgrup-
pen erweitert. Die Erfassung von Nut-
zerInnenprofilen und -bedürfnissen, 
gezielte Bedarfsanalysen, ein genaues 
Nachschauen und Nachfragen, aber 
auch eine transparentere Interessens-
abwägung erhöhen die Passgenauig-
keit und damit einen effektiveren Mit-
teleinsatz in der räumlichen Planung.

Und – auch dies kann man jetzt schon 
sagen – Gender Mainstreaming führt 

zu einer neuen kommunalen Pla-
nungskultur. Alle unsere Modellpro-
jekte haben Partizipationsprozesse 
realisiert, bei denen es gelungen ist, 
vielfältige Bevölkerungsgruppen ein-
zubeziehen und die Kommunikation 
zwischen Verwaltung, Politik und Bür-
gerInnen zu intensivieren.

Über die endgültigen Ergebnisse aus 
unseren Modellstädten – denn das 
ExWoSt-Vorhaben nähert sich dem 
Ende – werden wir im nächsten und 
gleichzeitig letzten ExWoSt-Info aus 
dem Forschungsfeld „Gender Main-
streaming im Städtebau“  ausführlich 
berichten.

Ihre
Brigitte Adam
und  
Ihr
Eckhard Bergmann
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Auswahl 
der „Guten 
Beispiele“: 
Methode und 
Kriterien

Die Recherche „Guter Beispiele“ ba-
siert auf der Auswertung mehrerer 
Datenquellen:
�• Auswertung vorliegender Fach-

literatur und Datenbanken zum 
Thema Gender Mainstreaming im 
Städtebau, z. B. Expertise des BBR 1, 
Sammlung von guten Beispielen in 
Altbau- und gemischten Quartieren 
im Rahmen des Bund-Länder-Pro-
gramms „Soziale Stadt“ 2, Expertise 
Gender Mainstreaming im Bund-
Länder-Programm „Soziale Stadt“ 3, 
Veröffentlichungen über Frauen-
Wohnprojekte 4, Datenbank „Inno-
vative Projekte im Städtebau“ 5, Ver-
öffentlichung des Deutschen Städ-
tetages zu „best practices“ bei der 
Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming 6, Veröffentlichung der Ergeb-
nisse einer Fachtagung in München 
anlässlich des 10-jährigen Beste-
hens der Fachkommission „Frauen 
in der Stadt“ 7, Veröffentlichungen 
des Magistrats der Stadt Wien 8

• Internetrecherchen zu einzelnen 
Projekten

�• Aufruf in difu-Berichten (4/2003)
�• Sammlung von Hinweisen aus der 

Fachöffentlichkeit auf Projekte und 
im Schneeballprinzip

Aufgrund der unterschiedlichen Da-
tenlagen, der verschiedenen Daten-
quellen, des Zeitpunkts der jeweiligen 
Projektrecherche sowie der unter-
schiedlichen Informationsgrundla-
gen ist mit der Zusammenstellung 
der Beispiele kein Anspruch auf Voll-
ständigkeit verbunden. Die einzelnen 
Projekte enthalten vielmehr Anregun-
gen und Ideen und bieten somit eine 
Sammlung unterschiedlicher Baustei-
ne, wie Gender Mainstreaming in das 

Handeln der kommunalen Planungs-
ämter und Bauverwaltungen einflie-
ßen kann.

Auswahlkriterien

Vorrangiges Kriterium stellt die Aus-
weisung genderrelevanter Zielsetzun-
gen dar, die in einzelnen Bausteinen 
des Projekts (inhaltlich, prozessual 
oder organisatorisch) formuliert 
sind. „Gute Beispiele“ zeichnen sich 
demnach zunächst durch die expli-
zite Formulierung genderorientierter 
Ziele aus. Diese beziehen sich ent-
weder auf die Förderung von Frauen 
im Sinne einer Berücksichtigung bis-
her benachteiligter Interessen oder 
sie haben einen direkten Bezug zu 
Geschlechtergerechtigkeit und Ge-
schlechterdemokratie. Des Weiteren 
wurden als „Gute Beispiele“ Projekte 
ausgewählt, die die erfolgreiche oder 
vorbildhafte Umsetzung eines nicht 
explizit als genderrelevant gekenn-
zeichneten Zieles darstellen, wenn 
dieses in engem Zusammenhang mit 
den Zielen von Chancengleichheit 
und Geschlechtergerechtigkeit steht.

Auswahlkriterien bezogen auf inhalt-
liche Ziele und Projektbausteine: 
�• explizite Zielformulierung zur Her-

stellung von Chancengleichheit 
und Geschlechtergerechtigkeit

�• Thematisieren der unterschiedli-
chen Lebensbedingungen und Vor-
aussetzungen verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen

�• Formulierung von Strategien zur 
Herstellung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern in den 
Zielen

�• Förderung ökonomischer Eigen-
ständigkeit von Frauen und Män-
nern durch die im Projekt genann-
ten Maßnahmen

�• Berücksichtigung der Versorgungs-
arbeit analog zur Erwerbsarbeit

�• Berücksichtigung des Themas „Ge-
walt“ sowie von Aktivitäten für 
mehr (objektive und subjektive) 
Sicherheit im öffentlichen Raum

�• Berücksichtigung unterschiedlicher 
Mobilitätsanforderungen in Pla-
nung und Umsetzung

�• gleichwertige Aneignungs- und 
Nutzungsmöglichkeiten öffentli-
cher Räume

Auswahlkriterien bezogen auf Prozes-
se und Organisation: 
�• organisatorische Verankerung von 

Geschlechtergerechtigkeit in den 
Planungsverfahren

�• gleichberechtigte Mitarbeit beider 
Geschlechter an den Projekten

�• gezielter Abbau von Defiziten bei 
der Beteiligung bislang benachtei-
ligter Gruppen 

�• Einbindung von GenderexpertIn-
nen und Genderwissen

�• geschlechterdifferenzierte Be- 
standserhebungen, so dass dem 
Projekt entsprechend aufbereitete 
Daten zugrunde gelegt wurden

�• Berücksichtigung der Datengrund-
lagen auch im weiteren Planungs-
verlauf

�• Durchführung von Controlling oder 
entsprechenden Ansätzen eines 
Monitorings

Neben diesen Auswahlkriterien soll-
ten in den „Guten Beispiele“ folgende 
Aspekte zu erkennen sein:
�• Das Projekt sollte – zumindest in 

Teilen – übertragbar sein, damit an-
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Einleitung

dere Kommunen einzelne Baustei-
ne kopieren können (aus diesem 
Grund wurden bei vergleichbaren 
Projekten in der Regel die Beispie-
le aus Deutschland denen aus dem 
Ausland vorgezogen).

�• Die Umsetzung von Gender Main-
streaming sollte auf eine Qualifizie-
rung und Qualitätsverbesserung der 
städtebaulichen Maßnahme zielen. 

� Sofern es sich um ein „Pilot- oder 
Impulsprojekt“ handelt, sollte die-
ses erkennbare Ausstrahleffekte 
auf das übrige Verwaltungshandeln 
aufweisen. 

�• Das Projektbeispiel sollte alltags- 
und umsetzungsfähig sein, d.h. im 
„normalen“ Verwaltungshandeln 
verankert sein.

�• Sofern möglich, wurde auf die Ak-
tualität des Projekts geachtet. Die-
ser Anspruch konnte nicht für alle 
Themenfelder erfüllt werden, so 
dass auch länger zurückliegende 
Projekte vorgestellt werden, sofern 
sie aktuell geblieben sind oder von 
ihnen noch heute spürbare Impuls-
wirkungen ausgehen.

�• Die Projekte beinhalten einen Bei-
trag zur Implementierung von Gen-
der Mainstreaming in das Verwal-
tungshandeln und sollen als strate-
gischer Ansatz nachhaltig struktu-
relle Veränderungen herbeiführen, 
d. h. am Ende der Projekte sollten 
ein verändertes Verwaltungshan-
deln und neue Routinen stehen. Da 
sich die Aufgaben in Planungsver-
waltungen jedoch auch dergestalt 
verändern, dass zunehmend mehr 
Projekte extern vergeben werden, 
ist stärker zu berücksichtigen, dass 
die planende Verwaltung als Ge-
währleisterin (Auftragsformulie-
rung, Auftragsvergabe und Ergeb-

niskontrolle) auch bei den extern 
vergebenen Planungsaufträgen auf 
eine Berücksichtigung von Gender 
Mainstreaming achtet. 

Um „Gute Beispiele“ in Ost- und West-
deutschland, aus dem Ausland und in 
unterschiedlichen räumlichen Maß-
stäben (Groß-, Mittel-, Kleinstadt, 
Stadtteil, Quartier) präsentieren zu 
können, wurden Projekte aufgenom-
men, die in einzelnen Projektbaustei-
nen den Bewertungskriterien entspre-
chen. Keines der recherchierten Bei-
spiele erfüllt alle Bewertungskriterien 
– weshalb auch von dem Begriff „best 
practice“ abgewichen wurde. Dazu ist 
die Zahl „gegenderter“ Planungsvor-
haben noch zu gering und die Umset-
zungszeiträume sind noch zu kurz.

Bei einigen der ausgewählten Projekte 
handelt es sich nicht explizit um eine 
Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming und top-down gesteuerten Pro-
zessen, sondern um klassische „Frau-
enprojekte“. Sie wurden in die Samm-
lung aufgenommen, da sie nicht nur 
auf die Aufhebung von Geschlechter-
ungleichheiten zielen, sondern auch 
relevante Kriterien für einen gender- 
orientierten Städtebau beinhalten. 
Bezogen auf Aspekte der Partizipa-
tion bisher nur unzureichend betei-
ligter Bevölkerungsgruppen oder die 
inhaltliche Auseinandersetzung mit 
Planungserfordernissen aus der Per-
spektive der Versorgungsarbeit bieten 
diese Projekte wichtige Erfahrungen 
eines qualitativen Ansatzes im Städ-
tebau. In vielen von ihnen wurden 
bereits vor Jahren beispielgebende 
Aktivitäten durchgeführt, die noch 
heute Gültigkeit aufweisen und nach-
ahmenswert sind.

(1)
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
(Hrsg.), Städtebau und Gender Mainstrea-
ming, Werkstatt: Praxis, Nr. 4/2003

(2)
Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.), 
Good Practice in Altbau- und gemischten 
Quartieren. Eine Analyse im Rahmen des 
Bund-Länder-Programms „Stadtteile mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf – die soziale 
Stadt“, Arbeitspapiere Band 10, Berlin, Juni 
2003

(3)
Vgl. Weeber + Partner, Gender Mainstrea-
ming und soziale Stadt – Expertise für das 
Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung, Stuttgart 2003

(4)
Vgl. u. a. Institut für Architektur- und Pla-
nungstheorie, FG Architektursoziologie und 
Frauenforschung, Herausgeberin: Prof. Dr. 
sc. techn. Barbara Zibell, Autorin: Dipl. Ing. 
Anke Schröder, Auf den zweiten Blick – 
Städtebauliche Frauenprojekte im Vergleich, 
Hannover 2002

(5)
Vgl. www.werkstatt-stadt.de/ipros/index.
php

(6)
Deutscher Städtetag, Gender Mainstreaming, 
Best-Practice-Beispiele aus den Kommunen, 
Arbeitshilfe des Deutschen Städtetages in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstädten, 
Köln 2003

(7)
Gleichstellungsstelle für Frauen der Landes-
hauptstadt München, Planen für Frauen und 
für Männer in der Stadt, Umsetzung der Gen-
der Mainstreaming Strategie in der räumli-
chen Planung, München 2003

(8)
MD Stadtbaudirektion Wien, Leitstelle frau-
en- und alltagsgerechtes Planen und Bauen 
(Hrsg.), Gender Mainstreaming – mehr Chan-
cengleichheit in der Stadtplanung, Tagung 
mit internationalen ExpertInnen, Wien 2003
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Freiraum- 
planerischer 
Wettbewerb 
Alexanderplatz

Steckbrief

Handlungsfeld: Wettbewerbswesen

Projektstadt: Berlin-Mitte (ca. 3,4 Mio. EinwohnerInnen  
in Berlin, ca. 315 000 EinwohnerInnen im Bezirk Mitte)

Stichworte: Wettbewerbswesen, Platzgestaltung, 
öffentlicher Raum, Freiraumplanung, Beteiligung, Evaluation

Projektlaufzeit: 2002–2004

Der Alexanderplatz ist mit 2,6 ha 
einer der größten Plätze Berlins. Im 
Jahr 2002 wurden die Städtebauli-
chen Verträge zur Neugestaltung des 
Alexanderplatzes mit vier Investo-
rInnen abgeschlossen, 2003 fand ein 
freiraumplanerischer Ideen- und Re-
alisierungswettbewerb statt. Dieser 
Wettbewerb wurde als Pilotprojekt zur 
Umsetzung der Belange des Gender 
Mainstreamings deklariert. Aufgrund 
der besonderen Bedeutung des Wett-
bewerbes wurde bereits im Vorfeld 
– also vor der Benennung  als Pilot-
projekt – eine internetgestützte Bür-
gerInnenbefragung durchgeführt, an 
der sich vergleichsweise überdurch-
schnittlich viele Frauen beteiligten.

Im Wettbewerbsverfahren selbst wur-
den dann Elemente des Gender Main-
streamings – unter starker Beteiligung 
des Beirates für frauenspezifische 
Belange der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung  und der Senatsver-
waltung – eingeführt, und es wurde 
geprüft, wie diese „gegenderte“ Vor-
gehensweise im weiteren Verfahren 
eingesetzt werden kann.

Neben den Gender-Aspekten sollten 
in diesem Projekt auch die Interessen 
von Kindern und Jugendlichen in den 
Mittelpunkt gerückt werden. Die ge-
nerelle Frage war, wie unter der Ziel-
setzung einer großzügigen Platzge-
staltung für diesen öffentlichen Raum 
von gesamtstädtischer Bedeutung die 
sehr unterschiedlichen Interessen al-
ler NutzerInnengruppen möglichst 
konfliktfrei miteinander verbunden 
werden können. 

Im Verfahren wurde eine paritätische 
Besetzung aller Gremien angestrebt. 

Dies war allerdings von der Auslobe-
rin allein nicht steuerbar, da Sach-
preisrichterInnen und Sachverständi-
ge externer Institutionen von diesen 
eigenständig benannt wurden. Die 
anfallenden Mehrkosten für Gender-
Mainstreaming-Sachverständige wur-
den vom Beirat für frauenspezifische 
Belange übernommen.

Als Ergebnis des Wettbewerbsverfah-
rens erhielten drei Entwürfe Preise, 
die wegen ihrer ausgeprägten Nut-
zungsoffenheit vom Beirat für frau-
enspezifische Belange als genderge-
recht eingestuft worden waren. Die 
im Verfahren auftretenden Probleme, 
insbesondere bei der Anwendung der 
Gender-Kriterien in der Beurteilung 
der Wettbewerbsentwürfe durch die 
PreisrichterInnen, konnten zwischen 
den Beteiligten durch konstruktive 
Diskussionen bearbeitet werden. Im 
weiteren Verfahren konnte so eine ge-
meinsame Strategie entwickelt wer-
den und die evaluierenden Gutach-

terInnen dem Projekt bescheinigen, 
dass viele Arbeitsschritte trotz der 
späten Benennung als Pilotvorhaben 
vorbildhaft und systematisch erfolg-
ten. 
Aus den im Wettbewerb gleichrangig 
prämierten drei Beiträgen wurde 2004 
in einem Überarbeitungsverfahren 
der Entwurf der Arbeitsgemeinschaft 
von Gerkan Marg und Partner, Berlin/
WES, Hamburg zur Realisierung aus-
gewählt. Auch im Überarbeitungsver-
fahren war eine Sachverständige für 
Gender Mainstreaming einbezogen. 
Aus Sicht der Bürgerbeteiligung wie 
des Gender Mainstreamings wurde 
das ausgewählte Konzept am besten 
beurteilt.

Welche weiteren Impulse gingen von 
diesem Projekt noch aus? Zum einen 
wurde beschlossen, dass die hier ent-
wickelten Genderkriterien zukünftig 
in den allgemeinen Kriterienkatalog 
für Wettbewerbe der Abteilung „Städ-
tebau und Projekte“ aufgenommen 

Der Alexanderplatz – 
die heutige Situation

Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Berlin
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Gute Beispiele

Entwurfsperspektive

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin

Quellen – Kontakte – Links

Berlin, Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung, Alexanderplatz – Berlin Mitte, 
Ergebnisprotokoll, Berlin 2003

Berlin, Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung, Pilotprojekte zum Gender 
Mainstreaming in der städtebaulichen 
Planung – Sachstandsbericht, Berlin 
2004

IID2, Herr Weiss, 
Tel.: (0 30) 90 20 - 54 00, 
E-Mail: Patrik.Weiss 
@SenStadt.Verwalt-Berlin.de

IIB GM, Frau Bleidiesel, 
Tel.: (0 30) 90 20 - 52 20, 
E-Mail: Annette.Bleidiesl 
@SenStadt.Verwalt-Berlin.de

Beirat für frauenspezifische 
Belange bei der Stadtverwaltung für 
Stadtentwicklung – Geschäftsstelle 
Frau Sybille Krönert, 
Tel.: (0 30) 90 12 - 46 10

www.stadtentwicklung.berlin.de/ 
aktuell/wettbewerbe/ergebnisse/2003/

Senatsverwaltung fü Stadtentwicklung, Berlin

werden sollen. Zum anderen soll zu-
künftig auch bei anderen Verfahren 
(z. B. Bebauungsplanverfahren, städ-
tebauliche Konzeptionen) eine gen-
derorientierte Differenzierung in ge-
stalterische, entwurfsbezogene Krite-
rien und Kriterien zur Abbildung von 
Nutzungsansprüchen stattfinden. 

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt, 

weil das Wettbewerbsverfahren – als 
Pilotvorhaben – den Anforderungen 
des Gender Mainstreamings ent-
spricht und durch seine Ausstrahl- 
effekte auf weitere Wettbewerbe (u.a. 
durch die Entwicklung und Über-

nahme entsprechender Kriterien- 
kataloge) einen wichtigen Beitrag 
zur Implementierung von Elementen 
des Gender Mainstreamings in das 
Wettbewerbswesen liefert. Durch die 
BürgerInnenbeteiligung und die Ein-
beziehung von Gender-Wissen (Beirat 
für frauenspezifische Belange) wur-
den auf prozessualer und organisato-
rischer Ebene die Anforderungen un-
terschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
bei der Gestaltung dieses zentralen 
Platzes berücksichtigt. Inhaltlich zeigt 
das Pilotvorhaben Ansätze gleichwer-
tiger Aneignungs- und Nutzungsmög-
lichkeiten öffentlicher Räume auf.

Die zukünftige Gestaltung des Alexanderplatzes



Forschungsfeld 26: Gender Mainstreaming im Städtebau

8 ExWoSt-Informationen 26/4 – 11/2005

Stadt + Frau 
– Frauen- 
wohnprojekt 
Rieselfeld

Steckbrief

Handlungsfeld: Wohnen

Projektstadt: Freiburg i. Breisgau (ca. 200 000 Ein- 
wohnerInnen)

Stichworte: Geschlechtergerechter Wohnungsbau, 
Nutzungsmischung, Nachbarschaften, städtebauliche 
Planung, Kriterienkatalog „frauenorientierte Planung“, 
Freiraumplanung

Projektlaufzeit: 1992–2000

In der Stadt Freiburg i. Breisgau ent-
stand 1993 im Rahmen einer erwei-
terten BürgerInnenbeteiligung zur 
Entwicklung des städtebaulichen Ent-
wurfes „Rieselfeld“ auf der Grundlage 
des 1. Preises eines 1992 entschiede-
nen städtebaulichen Wettbewerbes 
ein Arbeitskreis „Frauengerechtes 
Wohnen“. Die dort erzielten Ergeb-
nisse flossen als Teil des städtebauli-
chen Konzeptes in die Planung und 
Realisierung des neuen Freiburger 
Stadtteils „Rieselfeld“ ein. Insgesamt 
beteiligten sich 90 Personen in sie-
ben thematisch unterschiedlichen 
Arbeitskreisen an der Projektentwick-
lung.

Geplant wurde dieser Stadtteil für 
4 500 Wohneinheiten, 10 000 Men-
schen sollten dort einmal leben. Der 
städtebauliche Wettbewerb Rieselfeld 
wurde 1992 durchgeführt, Ende 1993 
begannen die Erschließungsarbei-
ten im ersten Bauabschnitt und 1996 
konnten die ersten Wohnungen bezo-
gen werden. Die Kosten für Planung, 
Erschließung, öffentliche Einrichtun-
gen und Projektfinanzierung betrugen 
145 Mio. € und erfolgten durch den 
Verkauf der Grundstücke, die sich alle 
im städtischen Eigentum befanden.

In diesem neuen Stadtteil fand auch 
– initiiert durch den Arbeitskreis 
„Frauengerechtes Wohnen“ – das 
Frauenwohnprojekt „Stadt + Frau“ 
seine Heimat. Realisiert wurden drei 
viergeschossige Gebäude mit insge-
samt 68 Wohnungen, die sich durch 
eine hohe Typenvielfalt auszeichnen. 
Es gibt verschiedene Wohnformen 
und Wohngrößen, die „Variabilität 
der Wohnungsgrundrisse und archi-
tektonischer Einfallsreichtum“ (Zitat 
Auslobungstext) werden besonders 
gelobt. Es besteht die Möglichkeit, 
Zimmer abzutrennen und Wohnun-
gen zu teilen oder zusammenzulegen. 
Zusätzlich gibt es einen Kommuni-
kations- und Gemeinschaftsbereich 
im Zwischenbereich der beiden Ge-
bäudeflügel: ein großzügiger, licht-
durchfluteter Raum, in dem sich auch 
Aufzug und Treppenhaus befinden. 
Die Gemeinschaftsräume, die als ein-
gestellte Kuben identitätsbildend im 
Straßenraum in Erscheinung treten, 
bieten z. B. Platz für einen Raum für 
Hauswirtschaft mit Industriewasch-
maschinen und -trockner oder einen 
Raum für Geburtstage und gemein-
same Aktionen. Weitere Aufenthalts-
möglichkeiten bieten Laubengänge, 
in welchen auch gespielt werden 
kann.

Da die Wohnungen für unterschied-
liche Einkommensgruppen geplant 
wurden, gibt es sowohl öffentlich ge-
förderte als auch frei finanzierte, so-
wohl Miet- als auch Eigentumswoh-
nungen. Ergänzt wurden die Woh-
nungen durch drei Gewerbeeinhei-
ten. Der überwiegende Teil der Anlage 
wird von den BewohnerInnen selbst 
verwaltet.

Neben der Umsetzung des konkreten 
Wohnprojektes fand die Berücksichti-
gung frauenspezifischer Belange und 
Interessen Eingang in das gesamte 
städtebauliche Vorhaben. Basis hier-
für war ein vom Arbeitskreis „Frau-
engerechtes Wohnen“ erarbeiteter 
„Katalog für eine frauenorientierte 
Planung“. Damit sollte auf die Um-
setzung geschlechtergerechter Prin-
zipien im Wohnungsbau hingewirkt 

Information und 
Kommunikation 
im Hausflur

Foto: H. Wohltmann

Intensive Aneignung des halböffent- 
lichen Raums

Foto: H. Wohltmann
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werden, um insbesondere die Mängel 
des herkömmlichen Wohnungsbaus, 
wie fehlende Kommunikations- und 
Spielbereiche, fehlende Abstufung 
von privat und öffentlich, einge-
schränkte, die Frauenrolle zementie-
rende Grundrisse sowie Angsträume 
zu vermeiden. Angestrebt wurde ein 
bewusster Beitrag zur Funktionser-
gänzung im Wohnungsbau.

Im Einzelnen lag dem Projekt ein um-
fassender Zielkatalog zugrunde:
– Erreichbarkeit der Infrastrukturein-

richtungen auf kurzen Wegen
– Nutzungsmischung von Wohnen 

und Arbeiten
– Berücksichtigung unterschiedlicher 

Lebenskonzepte und -phasen
– Integration verschiedener sozialer 

Gruppen
– Raumangebot für ein Zusammen-

leben mit verändertem Rollenver-
ständnis

– Förderung von nachbarschaftli-
chem Leben

– kommunikationsfördernde und 
kinderfreundliche Gebäudekon-
zeptionen

Frauen-Wohnprojekt im Rieselfeld … von der Gartenseite Fotos: H. Wohltmann

– differenziertes Freiraum- und Er-
schließungssystem

– ressourcenschonendes und ener-
giesparendes Bauen

Das Projektmanagement erfolgte ge-
meinsam durch die Projektgruppe 
Rieselfeld im Baudezernat der Stadt 
Freiburg, die Kommunalentwicklung 
LEG GmbH sowie durch BauträgerIn-
nen aller Art.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt, 

weil am Frauenwohnprojekt Riesel-
feld exemplarisch deutlich wird, wie 
bei der Planung und Realisierung ei-
nes konkreten Wohnprojektes Zielvor-
stellungen zur Herstellung von Chan-
cengleichheit formuliert und reali-
siert wurden. So konnte z. B. durch 
Nutzungsmischungen, kindgerechte 
und kommunikationsfördernde Ge-
staltung ein verbesserter Zugang bei 
der Nutzung und Aneignung von 
Räumen erreicht werden. Die Berück-
sichtigung der Gender-Perspektive für 
dieses konkrete Projekt strahlte zu-

Das zentral gelegene 
Stadtteilhaus

Foto: H. Wohltmann

gleich auf das gesamte städtebauliche 
Vorhaben aus. Möglich wurde dies 
u. a. durch die Berücksichtigung der 
Ergebnisse des Arbeitskreises „Frau-
engerechtes Wohnen“; so konnte das 
vorhandene „Gender-Wissen“ in den 
gesamten Prozess integriert werden. 
Hinzu kam ein Beteiligungsverfahren, 
durch das die Interessen der relevan-
ten Gruppen berücksichtigt, Defizite 
bei der Partizipation von Frauen ab-
gebaut und die Planungsergebnisse 
verbessert werden konnten.

Quellen – Kontakte – Links

Verein „Stadt + Frau e.V.“,  
Frau Thor-Klauser, 
Tel.: (07 61) 70 70 67 4

Architektinnengemeinschaft Bert, 
Smuda-Jescheck, Müller 
Konradstraße 26 
79102 Freiburg 
Tel.: 07 61 / 70 92 67

Architekturbüro 
Ingeborg Thor-Klauser 
Jahnstraße 17 
79117 Freiburg 
Tel.: 07 61 / 70 70 674

Stadtplanungsamt, Frau Intrup, 
Tel.: 07 61/ 2 01-41 82

Projektgruppe Rieselfeld, 
Baudezernat, Herr Siegl, 
Tel.: 07 61/ 2 01-40 90

evaplan – Architektur + Stadt- 
planung, Frau Zschocke, 
Tel.: 07 21/2 78 05

Stadt + Frau Wohnungsgenossen-
schaft, Tel.: 07 61/4 76 54 50

K.I.O.S.K auf dem Rieselfeld e. V., 
Maria-von-Rudloff-Platz 2, 
79111 Freiburg, 
Tel.: 07 61 / 76 795-60; 
Fax: 0761 / 76 795-69; 
E-Mail: rieselfeld@gmx.de

http://www.rieselfeld.freiburg.de

http://www.rieselfeld.org
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Stadtplatz- 
programm 
„Hannover 
schafft Platz“

Steckbrief

Handlungsfeld: Freiraumplanung, öffentlicher Raum, 
Wohnumfeldverbesserung

Projektstadt: Landeshauptstadt Hannover (ca. 520 000 Ein- 
wohnerInnen) 

Stichworte: Öffentlicher Raum, Freiraumplanung, 
Platzgestaltung, Beteiligung, Kommunikationsorte, 
Planungsalltag

Projektlaufzeit: 1999 – 2009

Die öffentlichen Räume attraktiver zu 
gestalten ist Ziel des Stadtplatzpro-
gramms „Hannover schafft Platz“, das 
1999 vom Rat der Landeshauptstadt 
verabschiedet wurde. Ihm liegt die 
Einsicht zugrunde, dass Stadtplätze 
nicht nur als eine Baumaßnahme zu 
begreifen sind, sondern als eine Ge-
staltungs- und Impulsmöglichkeit für 
ein vielseitiges, soziales und kulturel-
les Leben. Damit sollen die öffentli-
chen Räume einen maßgeblichen Bei-
trag dazu leisten, die Lebensqualität 
in Hannover für seine BewohnerIn-
nen zu erhöhen. Finanziert wird das 
Stadtplatzprogramm aus dem Etat der 
Landeshauptstadt Hannover. Parallel 
zur Verabschiedung des Stadtplatz-
programms wurde der Ratsbeschluss 
zur Berücksichtigung von Gender 
Mainstreaming im Verwaltungshan-
deln gefasst.

Im Stadtplanungsamt wurden diese 
beiden Beschlüsse aufeinander be-
zogen: Das Stadtplatzprojekt schien 
geeignet, Anforderungen des Gender 
Mainstreamings umzusetzen. Vor 
allem über intensive – an den jewei-
ligen Erfordernissen orientierte – Be-
teiligungsprozesse und damit über 
die Einspeisung der Anregungen und 
Wünsche möglichst vieler Anwoh-
nerInnen sollten Vorstellungen von 
Frauen und Männern gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Ziel ist es, eine 
offene und einladende Gestaltung öf-
fentlicher Räume als urbane Begeg-
nungsräume zu realisieren, um Kom-
munikation und Austausch zwischen 
den StadtteilbewohnerInnen beider-
lei Geschlechts, jeden Alters und un-
terschiedlicher Herkunft, Kultur und 
Lebensweise zu fördern.

Inzwischen wurde der Handlungsbe-
darf für 82 der 258 Plätze ermittelt, die 
in das Programm einbezogen sind. 
Diese zur Neu- oder Umgestaltung 
vorgesehenen Plätze sollen inner-
halb der nächsten zehn Jahre erneu-
ert werden. Die Umgestaltungen der 
ersten 20 Plätze wurde im April 2005 
abgeschlossen, begonnen wurde im 
Mai 2002. 

Einer der ersten fertig gestellten Plät-
ze ist der Fiedelerplatz in Hannover 
Döhren. In die Umgestaltung des einst 
durch Büsche und Hecken zugewach-
senen Platzes in dem verdichteten 
Stadtteil, dessen Ränder zweimal wö-
chentlich als Markt genutzt wurden, 
flossen neben den Vorschlägen der 
Verwaltung Ideen des VHS-Arbeits-
kreises „Döhren wird verändert“ ein. 
Der Platz wurde „entrümpelt“ und die 
Gehölze radikal zurückgeschnitten, 
während die schattenspendenden 
Kastanienbäume als Betonung der 
klaren Platzbegrenzung erhalten wur-
den. Ergänzt wurde die Gestaltung 
des Platzes durch niedrige Betonele-

mente, die insbesondere bei Jugend-
lichen als Sitzgelegenheit beliebt sind 
und gleichzeitig die Platzkanten gegen 
Befahren schützen. Durch diese Maß-
nahmen erhielt der Platz eine neue 
Perspektive: Er wirkt heller, offener 
und großzügiger und eröffnet neue 
Sicht- und Wegebeziehungen. Bänke 
und ein Staudenbeet laden insbeson-
dere ältere Menschen zum Verweilen 
ein. Ein gepflastertes Podest unter-
streicht – als Kontrast zur kleinteili-
gen Struktur des Pflanzstreifens – die 
diagonale Achse des Platzes und bie-
tet eine Bühne für Stadtteilfeste und 
Vorführungen.

Der abwechslungsreich gestaltete 
Spielplatz – ebenfalls mit Sitzmög-
lichkeiten in Sichtweite, aber räum-
lich klar von der übrigen Platzfläche 
getrennt, um Interessenskonflikte zu 
vermeiden – bietet Kindern und ihren 
Bezugspersonen angenehme Aufent-
halts- und Kommunikationsmöglich-
keiten. Ein Trinkbrunnen und neu 
gestaltete Toiletten tragen ebenfalls 
zur Aufenthaltsqualität des Platzes 

Umgestalteter 
Platz an der 

Stephanusstraße

Foto: H. Wohltmann
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bei. Insgesamt wurde ein vielseitig 
nutzbarer, kommunikativer, weiter-
hin grün bestimmter, aber offener 
und überschaubarer Platz geschaffen, 
der Kindern zum Spielen Raum lässt, 
FußgängerInnen und RadfahrerInnen 
die Überquerung erleichtert, unter-
schiedliche Sitz- und Aufenthaltsmög-
lichkeiten bietet und das Durchführen 
kleinerer Feste ermöglicht. Durch die-
se Gestaltung wird versucht, die un-
terschiedlichen Voraussetzungen und 
Bedingungen der Lebenssituationen 
von Frauen und Männern zu entspre-
chen und die Aneignungsmöglichkei-
ten des Platzes insbesondere für Frau-
en zu befördern.

Zur Umsetzung des Programms wur-
de eine dezernats- und ämterüber-
greifende Arbeitsgruppe unter Fe-
derführung des Stadtplanungsamtes 
eingerichtet, in der Frauen und Män-
ner vertreten sind. Die Arbeitsgruppe 
setzt sich aus MitarbeiterInnen der 
Bereiche Tiefbau, Umwelt und Stadt-
grün, Stadtplanung und Controlling 
des Baudezernats zusammen. Je nach 

Quellen – Kontakte – Links

Landeshauptstadt Hannover, 
Die Stadt, der Raum und das Leben, 
Die Belebung von Stadtplätzen in 
Hannover, Hannover 2002

Landeshauptstadt Hannover, Dialog zur 
Stadtentwicklung, Leitthema: Urbane 
Lebensqualität – Ein Manifest für die 
Öffentlichen Räume in Hannover, Han-
nover 1999

Landeshauptstadt Hannover, 
Gleichstellungsreferentin 
Frau Dr. Brigitte Vollmer-Schubert, 
Tel.: (05 11) 16 84 - 53 01, 
E-Mail: Brigitte.Vollmer-Schubert 
@Hannover-Stadt.de

Landeshauptstadt Hannover, 
Stadtplanungsamt, 
Herr Göbel-Gross, 
Tel.: (05 11) 1 68 - 4 47 23, 
E-Mail: Thomas.Goebel-Gross@ 
Hannover-Stadt.de

www.hannover.de/deutsch/arb_soz/
interess/frauen/politik1/brosch.htm, 
Stadtplatzprogramm zur Umsetzung 
von Gender Mainstreaming

Der umgestaltete Fiedelerplatz

Foto: Karl Johaentges

Erfordernissen des Einzelfalls werden 
externe Fachleute eingebunden. Die 
das Projekt begleitende BürgerInnen-
beteiligung und Öffentlichkeitsarbeit 
ist stark an den spezifischen Bedürf-
nissen vor Ort ausgerichtet. Erste Er-
fahrungen zeigen, dass sich bei der 
Konzentration auf Wesentliches auch 
mit geringen Mitteleinsätzen viele der 
Ziele umsetzen lassen, zumal keine 
zusätzlichen Mittel zur Berücksichti-
gung des Aspekte des Gender Main-
streamings eingesetzt wurden.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil ein Verfahren entwickelt wurde, 
mit dessen Hilfe im planerischen All-
tagsgeschäft Gender-Aspekte Eingang 
in das Verwaltungshandeln finden 
können. Durch die ortsangepassten 
Beteiligungsprozesse können Anfor-
derungen unterschiedlicher Bevöl-
kerungsgruppen hinsichtlich ihrer 
Aneignungs- und Nutzungsmög-
lichkeiten öffentlicher Räume in die 
Planung aufgenommen werden. Die 
Projektbearbeitung durch ein dezer-

Der um- 
gestaltete 
Geibelplatz

Foto: 
H. Wohltmann

nats- und ämterübergreifendes Team 
von Frauen und Männern befördert 
die Einbeziehung unterschiedlicher 
Sichtweisen über Inhalte und Ver-
fahren des Planungsprozesses. Die 
Auswirkungen dieses Projektes gehen 
über das Stadtplatzprogramm hinaus. 
Sie führen zu einer Berücksichtigung 
von Gender-Aspekten im alltäglichen 
Handeln nicht nur des Stadtplanungs-
amtes.
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Sozialgerechte 
Bodennutzung in 
München – ein 
Beitrag zu mehr 
Geschlechter- 
gerechtigkeit

Steckbrief

Handlungsfeld: Organisation und Management

Projektstadt: München (ca. 1 300 000 EinwohnerInnen) 

Stichworte: Infrastrukturausstattung, gleichwertige Raum- 
aneignung, Stadt der kurzen Wege, Berücksichtigung von 
Versorgungsarbeit

Projektlaufzeit: seit 1994

Ein für Frauen und Männer gleicher-
maßen attraktiver Wohnstandort 
umfasst unter anderem ein breites 
Angebot an unterschiedlichen Woh-
nungstypen zu bezahlbaren Prei-
sen, ein differenziertes Angebot an 
Arbeitsplätzen, angemessene Erho-
lungsflächen sowie die Schaffung be-
darfsgerechter Infrastruktur.

Um dieses Ziel auch angesichts einer 
sich ständig verschlechternden Fi-
nanzlage fortzuführen, entschied sich 
die Stadt München Mitte der 1990er 
Jahre, die Planungsbegünstigten an 
den ursächlichen Kosten und Lasten 
zu beteiligen. Erleichtert wurde diese 
Entscheidung durch das Investitions-
erleichterungs- und Wohnbaulandge-
setz. Mit der so geschaffenen „Sozial-
gerechten Bodennutzung“ (SoBoN) 

schuf die bayerische Landeshaupt-
stadt ein Instrument zur Mitfinanzie-
rung städtebaulicher Planungen. Die 
SoBoN leistet seither einen wesent- 
lichen Beitrag zu einer zeitnahen Rea-
lisierung einer bedarfsgerechten und 
qualitativ anspruchsvollen Stadtpla-
nung – und trägt damit dem Anspruch 
Rechnung, die Versorgungsarbeit 
durch eine alltagstaugliche Ausstat-
tung der Quartiere gleichwertig zu 
anderen Raum- und Nutzungsan-
sprüchen zu behandeln.

Die Stadt München formuliert das 
Ziel der SoBoN folgendermaßen: „Die 
Sozialgerechte Bodennutzung leis-
tet einen entscheidenden Beitrag zur 
Schaffung von Bauland unter Berück-
sichtigung städtebaulicher, ökologi-
scher und sozialer Qualitäten“. 

Im Städtebaulichen Vertrag legt die 
Stadt unter anderem die Art der pla-
nungsbedingten Leistungen fest, die 
von den Planungsbegünstigten zu er-
bringen sind: 
• kostenlose und unentgeltliche 

Abtretung von Flächen für die im 
Planungsgebiet liegenden Erschlie-
ßungsanlagen, wie öffentliche 
Grün- und Verkehrsanlagen sowie 
ursächliche Gemeinbedarfseinrich-
tungen (z. B. Kindertagesstätten, 
Grundschulen)

• Herstellung der Verkehrs- und 
Grünflächen sowie der naturschutz-
rechtlichen Ausgleichsflächen 

• Die Planungsbegünstigten haben 
die Wahlmöglichkeit, die Einrich-
tungen für die ursächliche soziale 
Infrastruktur entweder auf eigene 
Kosten herzustellen oder aber durch 
die Zahlung eines anteiligen Finan-
zierungsbeitrages in Höhe von der-
zeit 66,47 € pro m² Geschossfläche 
für neu geschaffenes Wohnbaurecht 
zu leisten. Der nicht gedeckte Teil 
der Herstellungskosten wird aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln der 
Stadt finanziert. 

• Übernahme von Wettbewerbskos-
ten, Planungs- und Gutachterkos-
ten etc. 

• Bindungen für den geförderten 
Wohnungsbau, da nach den Grund-
sätzen der Sozialgerechten Boden-
nutzung grundsätzlich 30 % des 
neu geschaffenen Wohnbaurechts 
für den geförderten Wohnungsbau 
verwendet werden müssen (Sozial-
quote)

• Bindungen zur Förderung des Ge-
werbes, da angesichts begrenzter 
Flächenressourcen weniger rentier-
liche Nutzungen wie die des klassi-
schen Gewerbes Gefahr laufen, über 

Die intensive Nutzung öffentlicher Räume 
fördert das Miteinander Foto: H. Wohltmann
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Quellen – Kontakte – Links

Landeshauptstadt München, Planen für 
Frauen und für Männer in der Stadt – 
Umsetzung der Gender Mainstreaming 
Strategie in der räumlichen Planung, 
Dokumentation der Fachtagung der 
Landeshauptstadt München und des 
Deutschen Städtetags zum 10-jährigen 
Bestehen der Fachkommission „Frauen 
in der Stadt“, München 2003

Landeshauptstadt München, 
Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, 
Frau Dr. Wallraven-Lindl, 
Tel.: (0 89) 2 33 - 2 32 77, 
E-Mail: plan.ha2-1@muenchen.de

www.kommunalreferat.muenchen.de/ 
sobon/

Luftbild Friedenspromenade

beide Fotos: Landeshauptstadt München

den Preismechanismus verdrängt 
zu werden

• Die Planungsbegünstigten ver-
pflichten sich, die überplanten Flä-
chen innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums zu bebauen.

Mit dem Instrument der „Sozialge-
rechten Bodennutzung“ gelingt es 
unter anderem, zum Beispiel Kinder-
gärten, Grundschulen, Kindertages-
einrichtungen und -krippen recht-
zeitig herzustellen; zudem werden 
Wohnbaurechte so festgeschrieben, 
dass eine soziale Durchmischung der 
Stadt erreicht und längerfristig gesi-
chert ist.

Besichtigungen vor Ort Foto: H. Wohltmann

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil versucht wird, die spezifischen 
Interessen und Belange der unter-
schiedlichen Zielgruppen an der 
(Bauleit-)Planung durch entspre-
chende Instrumente und Verfahren zu 
berücksichtigen. Explizites Ziel dabei 
ist es, eine gleichwertige Raumaneig-
nung zu ermöglichen. Diese Sichtwei-
se und dieses Handeln sind in die All-
tagsroutinen des Planungshandelns 
übergegangen und tragen für alle 
Personengruppen zu einer Steigerung 
der Lebensqualitäten in der Stadt bei.

Bebauungsplan Friedenspromenade
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Speyer-Nord: 
Gender Main-
streaming und 
„Soziale Stadt“

Steckbrief

Handlungsfeld: Prozesse und Verfahren

Projektstadt: Speyer (ca. 50 000 EinwohnerInnen)

Stichworte: Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“, 
Beteiligung, Wohnumfeld, geschlechtsdifferenzierte Daten- 
erhebung und -analyse

Projektlaufzeit: 2001 – 2006

In der Domstadt Speyer in Rheinland-
Pfalz wird im Rahmen des integrierten 
Handlungskonzeptes „Soziale Stadt 
Speyer Nord – eine Gender Main-
streaming Perspektive“ der Ansatz 
verfolgt, Gender Mainstreaming als 
Querschnittsaufgabe in allen Verwal-
tungsbereichen umzusetzen. Zur Er-
probung dieser Strategie wurden zwei 
interdisziplinäre Projekte ausgewählt: 
Eine interdisziplinär zusammenge-
setzte Projektgruppe befasst sich da-
mit, GM in das integrierte Handlungs-
konzept „Soziale Stadt“ einzubringen. 
Ein weiteres Projekt versucht, das 
Thema in den Personalentwicklungs-
prozess zu implementieren.

Schwerpunkt dieses „Guten Beispiels“ 
ist das Soziale-Stadt-Projekt „Wohn-
umfeldverbesserung Waldsiedlung“ 
mit dem Ziel, die städtebauliche Auf-
wertung des Gebietes (auch) unter 
Berücksichtigung geschlechtsspezifi-
scher Aspekte durchzuführen. Es wur-
de von einer ämterübergreifenden, 
interdisziplinär zusammengesetzten 
Projektgruppe (Verwaltung, Studie-
rendengruppe sowie die „Lenkungs-
gruppe zur Sozialen Stadt“) erarbeitet, 
deren Mitglieder besonders darauf 
bedacht waren, die BürgerInnenbe-

teiligung zu gendern. Es wurden Krite- 
rien und Methoden entwickelt, wie der 
breit angelegte Beteiligungsprozess in 
Speyer Nord im Rahmen des Bund-
Länder-Programms „Soziale Stadt“ 
gestaltet sein muss, um auf allen Ebe-
nen die Geschlechtergerechtigkeit zu 
berücksichtigen. Dafür wurden auf 
wissenschaftlicher Ebene eine Vorab-
Analyse erstellt, eine kleine Umfrage 
unter den teilnehmenden Frauen und 
Männern der Auftaktveranstaltung in 
Speyer Nord durchgeführt und auf-
bauend auf den Auswertungen weite-
re Arbeitsschritte entwickelt. 

Zur Durchführung eines gendersen- 
sitiven Beteiligungsverfahrens wurde 
– unter Mitwirkung eines „gender-
kompetenten“ Planungsbüros – der 
Anteil der beteiligten Frauen und 
Männer sowie ihre Herkunft und die 
Art ihrer Beteiligung (aktiv oder pas-
siv) festgestellt, um jene Gruppen, die 
sich nicht aktiv einbrachten, durch 
„Nachbesserungen“ in die Planung 
einzubeziehen. Besonderes Augen-
merk wurde auf die Bekämpfung der 
sozialen Ausgrenzung gelegt, d. h. die 
Gruppe der Migrantinnen wurde be-
sonders angesprochen. In allen Gre-

mien und Arbeitsschritten wurde da- 
rauf geachtet, dass Frauen und Män-
ner gleichermaßen vertreten waren 
und ihre Vorstellungen in die Umset-
zung einflossen, indem z. B. gender-
sensitiv gestaltete Fragebögen zu Auf-
enthaltsorten, Orten der Unsicherheit 
und Wünsche an das Wohnumfeld 
verteilt und geschlechterdifferenziert 
ausgewertet wurden. Außerdem wur-
den weitere Methoden der Bürger-
beteiligung angewendet und unter 
Berücksichtigung von Gender-Aspek- 
ten durchgeführt. So wurden bei-
spielsweise, um die Planungen für die 
Umgestaltung der Siedlung zielgrup-
pengenauer durchführen zu können, 
Frauen des Quartiers gezielt nach ih-
ren Vorstellungen befragt. Zu Beginn 
des Prozesses der Neugestaltung der 
Grünanlagen in der Siedlung wurden 
die Gestaltungswünsche von Mäd-
chen und Jungen ermittelt (neben 
den „klassischen“ Wünschen stellte 
sich unter anderem heraus, dass weit 
mehr Jungen als Mädchen Dunkelheit 
als Gefahrenquelle angaben). Gleich-
zeitig wurden die der Planung zugrun-
de liegenden Daten geschlechterdiffe-
renziert erhoben und analysiert.

BürgerInnenbeteiligung Stadt Speyer

Informationen aus erster Hand
Stadt Speyer

Gemeinsames Überlegen am Modell

Stadt Speyer
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Die BürgerInnenbeteiligung in der 
„Phase der Vorbereitenden Untersu-
chungen“ wurde im Frühjahr 2004 
abgeschlossen, die Wohnumfeldge-
staltung soll entsprechend den viel-
fältigen Bedürfnissen der Geschlech-
ter umgesetzt werden. Der Prozess 
war erfolgreich, konnten doch mehr 
Zielgruppen als üblich erreicht und 
geschlechtsspezifische Umsetzungs-
wünsche ermittelt und realisiert wer-
den (z. B. hausnahe und geschützte 
Spiel- und Bewegungsräume, verbes-
serte Beleuchtung, Angebote für Mäd-
chen an von ihnen vorgeschlagenen 
Orten). Zudem wurden entsprechen-
de Gremien eingerichtet. Politik und 
Verwaltung nahmen an einer Gender-
Fortbildungsveranstaltung teil. Ein-
schränkend muss jedoch in puncto 
Übertragbarkeit darauf hingewiesen 
werden, dass die zeitlichen Kapazitä-
ten oft nicht ausreichten und das Ar-
beitsfeld Gender Mainstreaming „ne-
benher“ behandelt werden musste.

Quellen – Kontakte – Links

Gleichstellungsstelle der Stadtverwal-
tung Speyer, Bericht der Projektgruppe 
Gender Mainstreaming, Speyer, März 
2004

Stadtverwaltung Speyer, 
Maximilianstraße 100, 
67346 Speyer

Stadt Speyer, Gleichstellungsstelle, 
Frau Inge Trageser-Glaser, 
Tel.: (0 62 32) 1 42 - 2 67, 
E-Mail: inge.trageser-glaser 
@stadt-speyer.de

Luftbild „Soziale Stadt“ 
in Speyer

Stadt Speyer

Auch die Kinder 
machen intensiv mit

Stadt Speyer

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil sich das Projekt durch einen ex-
pliziten Gender-Bezug und eine ent-
sprechende Zielsetzung auszeichnet. 
Bereits im Projektansatz werden An-
sprüche unterschiedlicher Bevölke-
rungsgruppen – unter anderem ermit-
telt durch geschlechterdifferenzierte 
Datenerhebungen und -analysen 
sowie eine intensive BürgerInnenbe-
teiligung – berücksichtigt, die gleich-
wertige Aneignungs- und Nutzungs-
möglichkeiten öffentlicher Räume 
zum Ziel haben. Der breit angelegte, 
„gendersensitive“ Beteiligungspro-
zess trug – auch durch die begleitende 
Öffentlichkeitsarbeit und Informa-
tionsvermittlung – gezielt dazu bei, 
Defizite bei der Beteiligung bislang 
benachteiligter Gruppen abzubauen.
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Forumtheater 
“Gender in the 
City”

Steckbrief

Handlungsfeld: Aktivierung und Fortbildung

Projektstadt: Wien (ca. 1,6 Mio. EinwohnerInnen)

Stichworte: Rollenspiel, Sensibilisierung, 
Wissensvermittlung, Fortbildung

Projektlaufzeit: 11/2004

Um die Bedeutung von Gender Main-
streaming in der Stadtentwicklung 
und Stadtplanung zu vermitteln und 
Aufgeschlossenheit dafür zu schaffen, 
die unterschiedlichen Lebenssituatio- 
nen von Beginn an in alle Entschei-
dungsprozesse und Projektplanungen 
mit einzubeziehen, wurde – aufbau-
end auf der Erfahrung, dass ein spie-
lerisches Lernen gute Erfolgschancen 
bietet – ein Fortbildungsangebot zum 
Thema „Gender Mainstreaming“ ent-
wickelt und umgesetzt. Zielgruppen 
dieses Fortbildungsmoduls waren Ge-
meinde- und BezirkspolitikerInnen, 
MitarbeiterInnen des Magistrats, Pla-
nerInnen, StudentInnen, SchülerIn-
nen, LehrerInnen und BürgerInnen. 
Auftraggeber war die Magistratsabtei-
lung für Stadtentwicklung und Stadt-
planung, Durchführende Einrichtun-
gen waren das AGB (Ausbildungsin-

stitut für Gruppe und Bildung) und 
die ARGE Forumtheater Österreich.

Ziel der Weiterbildungsangebote ist 
es, einen spielerischen Einblick in 
das Thema „Gender Mainstreaming 
und Stadtplanung“ zu geben, um eine 
Gleichstellung der Geschlechter auch 
im Planungsbereich herzustellen, in-
dem neue Lösungsansätze praktisch 
ausprobiert werden können. Es ar-
beitet in Form eines Forumtheaters, 
entwickelt von dem Südamerikaner 
Augusto Boal, bei dem „die Bühne 
zur Probe für die Wirklichkeit“ wird. 
Konkret entwickelt eine Gruppe von 
SchauspielerInnen Szenen über eine 
Situation aus ihrem Alltag, die für sie 
ungelöste Rollenkonflikte beinhalten 
und für die sie keine befriedigende 
Lösung kennen. Mit Hilfe des Publi-
kums werden dargestellte Konflikt-
situationen verändert, Schritte zur 
Lösung durchgespielt und neue Mög-
lichkeiten ausprobiert. Die Freiheit, 
in spielerischen Improvisationen in 
verschiedenste Rollen zu schlüpfen 
und spontane Ideen oder lang geheg-

te Wünsche auszuprobieren, führt zu 
neuen Lösungsansätzen. 

Die für das Thema „Gender Main-
streaming in der Planung“ gewählte 
Modellszene spielt auf einem klei-
nen Platz in einem dicht bebauten 
Innenstadtbezirk. Der Platz soll ent-
sprechend den Kriterien von GM 
umgestaltet werden. Verschiedene 
BewohnerInnengruppen haben un-
terschiedliche Interessen: Eltern mit 
Kinderwagen und BewohnerInnen 
(hauptsächlich Frauen) des Pensio-
nistInnenheimes möchten Sicherheit 
und genug Platz auf den Gehsteigen. 
AutofahrerInnen (meist männlich) 
brauchen genügend Parkplatz, Ge-
schäftsleute wollen Parkplätze zum 
Zuliefern der Ware für ihre KundInnen, 
Jugendliche wollen Platz zum Treffen 
und Ballspielen. An diesem Tag wird 
ein neues Schild „BürgerInnenplatz“ 
der Öffentlichkeit vorgestellt. Es treten 
auf eine Würstelfrau (alteingesessene 
Bezirksbewohnerin), eine Abteilungs-
leiterin Stadtgestaltung, ein Arbeiter, 
ein Abteilungsleiter Verkehrsplanung 

Einladung zum Mitmachen

Foto: Stadt Wien, Leitstelle Alltags- und 
Frauengerechtes Planen und Bauen

Geschlechter- 
sensible Planung 

am Beispiel des 
Sankt-Johann-

Parks

Kosel Licka, Land-
schaftsarchitektur, 

Wien
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(Vater eines Schulkindes), ein Be-
zirksvorsteher und eine Journalistin 
der größten Tageszeitung.

Die Modellszene wurde von der Grup-
pe der SchauspielerInnen mit Unter-
stützung und Anregung von Mitarbei-
terInnen der Magistratsabteilung für 
Stadtentwicklung und Stadtplanung, 
des Frauenbüros und der Leitstelle 
„Alltags- und Frauengerechtes Planen 
und Bauen“ der Stadt Wien erarbei-
tet.

Quellen – Kontakte – Links

Leitstelle Alltags- und Frauen- 
gerechtes Planen und Bauen, 
Leiterin: Dipl.-Ing. Eva Kail, 
Rathaus, A-1082 Wien, 
Tel.: (40 00) 8 26 61, 
Fax: (40 00) 9 98 26 61, 
E-Mail: kae@mbd.magwien.gv.at

www.stadtentwicklung.wien.at

www.AGB-seminare.at

Planspiel Gender City

Stadt Wien, Leitstelle Alltags- und 
Frauengerechtes Planen und Bauen

Stehgreif-Theater zur Planung

Foto: Stadt Wien, Leitstelle Alltags- und 
Frauengerechtes Planen und Bauen

Das Weiterbildungsangebot wurde in 
zwei unabhängigen Modulen zur Aus-
wahl angeboten:
• Einführung in das Thema mit 

Kurzinformation, einer Forumthe-
ateraufführung mit anschließen-
der Kurzreflexion (Zeitdauer: zwei 
Stunden)

• Einführung in das Thema mit In-
formationsblock, einer Forumthe-
ateraufführung mit anschließender 
ausführlicher Reflexion (Zeitdauer: 
vier Stunden).

Insgesamt nahmen 155 Menschen an 
acht Veranstaltungen teil, ein Viertel 
davon Männer, drei Viertel Frauen. 
Der altersmäßige Schwerpunkt lag 
bei den 30- bis 40-Jährigen, insgesamt 
wurden alle Altersgruppen mit Aus-
nahme der über 50-Jährigen erreicht. 
Besonders angesprochen wurden 
Menschen in planenden und pädago-
gischen Berufen oder mit einer sozial-
wissenschaftlichen Ausrichtung. 

Dieses „Gender Sensibilisierungstrai-
ning“ war das zweite Fortbildungsan-
gebot zum Thema Gender Mainstre-
aming in der Stadtplanung, das von 
der Stadt Wien als kostenloses und 
freiwilliges Fortbildungsmodul in und 
außerhalb der Stadtverwaltung an-
geboten wurde (im Jahr davor wurde 
ein eintägiges Planspiel mit dem Titel 
„Gender City“ durchgeführt). Durch 
die kürzere Zeitdauer des Forumthe-
aters gegenüber dem Planspiel wurde 
ein breiterer TeilnehmerInnenkreis 
angesprochen, wobei sich das vier-
stündige Modul als am geeignetsten 

erwies. Ein weiterer Vorteil gegenüber 
dem Planspiel stellt die Wahlfreiheit 
dar, sich aktiv einzumischen oder sich 
als ZuschauerIn ein Bild zu machen. 
Insgesamt wurde nach Einschätzung 
der VeranstalterInnen ein höherer 
Lern- und Vermittlungseffekt erreicht, 
die mittels Fragebögen am Ende der 
Veranstaltung erhobene Resonanz der 
TeilnehmerInnen war sehr positiv.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil über einen bislang ungewöhn-
lichen, nämlich spielerischen Fort-
bildungsansatz der Umgang mit den 
Anforderungen unterschiedlicher Be-
völkerungsgruppen bewusst gemacht 
wurde. Im Mittelpunkt steht die wech-
selseitige Auseinandersetzung mit ge-
schlechtsspezifischen Unterschieden 
und ihren Auswirkungen im Alltag 
sowie die Wahrnehmung jeweiliger 
Interessen oder Betroffenheiten von 
Männern und Frauen.
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Bebauungsplan-
verfahren und 
Vermarktung 
„Friedrichs- 
werder West“

Steckbrief

Handlungsfeld: Städtebauliche Planungen 

Projektstadt: Berlin-Mitte (ca. 3,4 Mio. EinwohnerInnen in Berlin, 
ca. 315 000 EinwohnerInnen im Bezirk Mitte)

Stichworte: Nutzungsmischung, Wohnen, Innenentwicklung, 
Wohnumfeld, Freiraumplanung, Wettbewerbswesen, Bebauungs-
planung, BieterInnen- und Vergabeverfahren

Projektlaufzeit: 2001–2005

Die Notwendigkeit einer Vitalisie-
rung der Innenstädte und damit die 
Stärkung des Prinzips Innen- vor 
Außenentwicklung bilden den pro-
grammatischen Hintergrund dieses 
Guten Beispiels: In Berlin-Mitte soll auf 
dem „Friedrichswerder West“ Wohn- 
eigentum auf kleinparzellierten Bau-
grundstücken ermöglicht werden. 
Berlin strebt an, durch Verdichtung 
und Stärkung des Wohnens die Attrak-
tivität der Innenstadt zu erhöhen.

Zur Erreichung dieses Innenentwick-
lungsziels trifft der Bebauungsplan 
Festsetzungen für Bauflächen (WA 
und MI) mit Wohnen und Gewerbe. 
Darüber hinaus sind Straßenverkehrs-
flächen und Parkanlagen Gegenstand 
des Bebauungsplans. Die Umsetzung 
der Planung auf den landeseigenen 
Grundstücken erfolgt durch eine ent-
sprechende Vermarktung an einzelne 
Baufrauen und Bauherren. Ein land-

schaftsplanerischer Wettbewerb mit 
vorgeschalteter Nutzungsanalyse soll 
eine gendergerechte Gestaltung er-
möglichen. 

Welchen Bezug gibt es zu Gender 
Mainstreaming? Das Projekt „Fried-
richswerder-West“ ist ein Pilotpro-
jekt der Berliner Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung zum Gender 
Mainstreaming. Der Bebauungsplan, 
der landschaftsplanerische Realisie-
rungswettbewerb und die Vermark-
tung für den Grundstückserwerb wer-
den u.a. nach Kriterien geprüft, deren 
Einhaltung eine Planung im Sinne des 
Gender Mainstreamings sicherstellen 
soll. Das Pilotprojekt dient auch der 
Weiterentwicklung der Gender-Krite-
rien und des Verfahrens. 

Das Pilotprojekt konzentrierte sich zu-
nächst darauf, die projektbezogenen 
genderrelevanten Fragestellungen für 
die Bereiche Wohnen, Straßenraum, 
Sicherheit zu entwickeln, die es un-
ter anderem den TrägerInnen öffent- 
licher Belange (TöB) ermöglichen sol-
len, Gender-Belange zu artikulieren. 
Weiterhin wurde bei der Vermarktung 
darauf geachtet, dass Inhalte, Darstel-
lung und Sprache den Zielen des Gen-
der Mainstreaming entsprechen. Im 
Vorfeld der Durchführung eines Wett-
bewerbsverfahrens zur Freiflächenge-
staltung wurde dann eine geschlech-
terdifferenzierte Datenerhebung und 
-analyse im Verflechtungsbereich bei 
den Beschäftigten und BewohnerIn-
nen durchgeführt.

Die Erkenntnisse der Gender-Unter-
suchung und die in der Pilotphase er-
worbenen Prozesskenntnisse werden 

im laufenden Wettbewerbsverfahren 
umgesetzt. Gefordert wird von den 
TeilnehmerInnen u. a. ein nutzungs-
bezogenes räumlich-funktionales 
Konzept (Funktionsplan) zur Verdeut-
lichung der für Gender Mainstrea-
ming relevanten Gesichtspunkte. 

Um das selbstgestellte Ziel „Entwick-
lung von Verfahren zur Implementie-
rung von Gender Mainstreaming im 
Verwaltungshandeln und deren Ver-
stetigung im Prozess“ zu erreichen, 
mussten systematisch die notwen-
digen Verfahrensschritte zur Analyse 
und Berücksichtigung der Gender-Be-
lange festgelegt werden. Dies gelang 
unter anderem durch die Einbindung 
des Frauenbeirates, der eine inten-
sive Beurteilung der Planungen aus 
der Sicht des Gender Mainstreamings 
vornahm.

Wie sehen die ersten Erfahrungen aus 
Sicht der Durchführenden aus? Gene-

Parzellenplan

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin

Vogelperspektive

Foto: A. Pluschke, DSK
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rell ist aus städtebaulicher Sicht posi-
tiv zu bewerten, dass der Grundsatz 
Innen- vor Außenentwicklung von 
den Beteiligten und der Öffentlichkeit 
positiv aufgenommen wird. Durch 
eine entsprechende gendergerechte 
Darstellung des Vorhabens stößt es 
gerade auch bei Frauen auf eine po-
sitive Resonanz, dies belegt auch die 
ausgeglichene Beteiligung von Frauen 
und Männern. Dennoch war trotz aus-
führlicher Einführung in die Thematik 
„Gender Mainstreaming“ keine hohe 
Bereitschaft bei den TöB zu erkennen, 
sich mit diesem Thema zu beschäfti-
gen. Auch die Erweiterung des Kreises 
der TöB führte nicht zu der erwarteten 
inhaltlichen Verbreiterung.

Die TrägerInnenbeteiligung wurde 
als geeignetes Verfahren zur Umset-
zung von Gender Mainstreaming 
hinterfragt und eine Gender-Beteili-
gung entwickelt, die die BürgerInnen 
frühzeitig und während des Verfah-
rens einbindet. Allerdings kann eine 
solche Öffnung und Erweiterung des 
Prozesses in Konflikt mit dem Ziel 
geraten, mit „weniger Verwaltung“ 
und einer zügigeren Umsetzung von 
Planung städtebauliche Vorhaben zu 

Quellen – Kontakte – Links 

Berlin, Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung, Pilotprojekte zum Gender 
Mainstreaming in der städtebaulichen 
Planung – Sachstandsbericht, Berlin 
2003

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
Berlin (Hrsg.), Evaluation der Nut-
zungsbedürfnisse – Pilotprojekt Gender 
Mainstreaming Friedrichswerder West, 
argus (Bearbeitung), Berlin 2005

IIB 21 Herr Parschau, 
Tel.: (0 30) 90 20 - 55 45 
(Bauleitplanung)

II D21 Frau Almut Jirku, 
Tel.: (0 30) 90 20 - 54 01, 
E-Mail: Almut.Jirku 
@SenStdt.Verwalt-Berlin.de  
(Wettbewerb)

IIB GM, Frau Bleidiesel, 
Tel.: (0 30) 90 20 52 20, 
E-Mail: Annette.Bleidiesel 
@SenStadt.Verwalt-Berlin.de

Senatsverwaltung für Stadtentwick- 
lung Berlin, Beirat für frauenspezifische 
Belange, Geschäftsstelle, 
Frau Sybille Krönert, 
Tel.: (0 30) 90 12 - 46 10

www.stadtentwicklung.berlin.de/ 
planen/staedtebauprojekte/ 
friedrichswerder/de/friedrichswerder_
west/index.shtml

Animation 
der Neubebauung

Foto: A. Pluschke, DSK

beschleunigen. Von daher wurde die 
Entwicklung eines formalisierten und 
regelhaften Verfahrens auch unter 
dem Gesichtspunkt der Reduzierung 
des Verwaltungsaufwandes erforder-
lich.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil das Projekt die Ziele und das stra-
tegische Vorgehen zur Implementie-
rung von Gender Mainstreaming für 
ein städtebauliches Planungsverfah-
ren, die Bebauungsplanung, verdeut-
licht. Neben den Inhalten der Planung, 
die durch ihre Nutzungsmischung un-
terschiedlichen Anforderungen von 
Frauen und Männern entgegenkom-
men, werden Elemente der Prozessge-
staltung erprobt, z. B. Beteiligungsver-
fahren, Vermarktungsstrategien, Ein-
bindung von Gender-Wissen. Mit der 
Durchführung als Pilotprojekt wurde 
das Vorhaben verwaltungsintern und 
in einer von der Geschäftsstelle Gen-
der Mainstreaming beauftragten ex-
ternen Evaluation kritisch und kon-
struktiv begleitet und beurteilt. Dies 
mündet in die Entwicklung von Stra-
tegien und Handlungsempfehlungen 
für künftige Planungsvorhaben.
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Gleichberech- 
tigte Nutzung 
öffentlich 
geförderter 
Sportanlagen

Steckbrief

Handlungsfeld: Infrastrukturplanung

Projektstadt: Berlin – Friedrichshain-Kreuzberg (ca. 3,4 Mio. 
EinwohnerInnen in Berlin, ca. 250 000 EinwohnerInnen in 
Friedrichshain-Kreuzberg)

Stichworte: Sportförderung, öffentlicher Raum, Datenanalyse

Projektlaufzeit: 2002–2003

Die Nutzung von Sportstätten erfolgt 
in vielen Fällen nicht geschlechterge-
recht. Von daher entschied man sich 
im Jahr 2002 zur Durchführung eines 
Gender-Mainstreaming-Pilotprojek-
tes zur Sportförderung im Berliner 
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg. Es 
sollte geprüft werden, wie das bezirk-
liche Sportstättenangebot und deren 
Vergabe an Vereine in Friedrichshain-
Kreuzberg so verbessert werden kann, 
dass für beide Geschlechter angemes-
sene Nutzungsmöglichkeiten geschaf-
fen werden.

Um über die Vergabe der Sportstätten 
des Bezirks zu mehr Geschlechterge-
rechtigkeit beizutragen, wurde als ers-
tes eine systematische Erhebung und 
Analyse zur Beteiligung von Frauen 
und Männern an Sportangeboten im 
Bezirk durchgeführt. Dabei ging es 
nicht um eine vollständige quantita-
tive Erfassung aller von Frauen bzw. 
Männern genutzten Sportangebote, 

sondern um eine Erfassung der un-
terschiedlichen Angebotstypen, eine 
fundierte Einschätzung ihrer quanti-
tativen Bedeutung sowie ihrer unter-
schiedlichen Nutzung durch Frauen 
und Männer.

Aufbauend hierauf wurde die Art der 
öffentlichen Förderung (wie etwa 
die kostenlose Nutzung der Sport-
stätten bzw. -angebote) unter dem 
Geschlechteraspekt bewertet. Dabei 
wurde eine Benachteiligung festge-
stellt, da die besonders von Frauen 
stark genutzten Angebote weniger 
gefördert werden. Hierzu zählen z. B. 
flexible, modulare, zeitlich gestaffelte 
Kurse, möglichst mit Kinderbetreu-
ung, sowie kurzzeitige Angebote, bei-
spielsweise in gesundheitsbezogenen 
Sportarten wie Yoga, Entspannungs-
training, Fitness, aber auch – insbe-
sondere für Mädchen – Ballspiele. An-
dere Angebote, wie jene des (vielfach 
unflexiblen) Vereinssports, die in der 

Regel leistungs- und „Mann“schafts-
sportorientiert sind, werden hingegen 
bevorzugt gefördert.

Daran anschließend wurden Vor-
schläge entwickelt, mit denen dieser 
Benachteiligung entgegengewirkt 
werden kann. Ein Teil der Empfeh-
lungen bezieht sich auf den Kompe-
tenzbereich der Bezirksverwaltung 
und wird zukünftig von der Sportför-
derung umgesetzt. Hierzu zählen eine 
paritätische Vergabe der Sportflächen 
und eine Beförderung nur jener Ver-
eine und Strukturen, die spezielle 
Angebote für Frauen schaffen. Zu-
künftig soll ein weiteres Augenmerk 
auf die Wünsche und Anforderungen 
von Migrantinnen an Sportangebote 
gerichtet werden. Ein anderer Teil fällt 
in den Kompetenzbereich der Senats-
verwaltung Berlin. Hier soll künftig 
darauf hingewirkt werden, die Sport-
anlagen-Nutzungsvorschriften, auf 
die der Bezirk keinen Einfluss hat, da-
hingehend zu ändern, dass eine vor-
rangige Vergabe von Sportstätten für 
bisher unterrepräsentierte NutzerIn-
nengruppen ermöglicht wird und die 
Sportvereine offener gegenüber den 
Interessen der unterschiedlichen Nut-
zerInnengruppen werden müssen.

Die weitere Arbeit der Sportförderung 
liegt nun darin, die Ergebnisse dieses 
Gender-Mainstreaming-Pilotprojek-
tes schrittweise in die Routinearbeit 
zu überführen. Es scheint gelungen 
zu sein, das Thema Geschlechterge-
rechtigkeit in diesem Handlungsfeld 
nachhaltig zu verankern.

Vorangetrieben wurde dieses Projekt 
von einer breiten Palette unterschied-
licher Akteure. Sie umfasst die Zustän-

Ungenutzte Freiflächen – für Ballspiele verboten

Foto: H. Wohltmann
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digen im Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg, dort insbesondere – neben 
der Gleichstellungsbeauftragten – die 
Personen, die mit der Sportförderung 
betraut sind. Aber auch die Sportver-
eine im Bezirk haben sich an diesem 
Projekt beteiligt. Ein spezielles Logo 
für Vereine mit besonderer Orientie-
rung auf Mädchen und Frauensport 
in Friedrichshain-Kreuzberg hilft 
Interessentinnen, die Suche nach 
Angeboten in einer vom Bezirksamt 
herausgegebenen Broschüre zu ver-
einfachen.

Zusätzliche finanzielle und personel-
le Aufwendungen waren nicht not-
wendig, der Mehraufwand wurde in 
Eigeninitiative der beteiligten Akteu-
re bewältigt. Zirka 1 500 € standen 
im Rahmen des Pilotprojektes für 
die wissenschaftliche Begleitung der 
Aktivitäten des Sportamtes zur Ver- 
fügung.

Quellen – Kontakte – Links 

Bericht Competence Consulting zu 
den Ergebnissen des Pilotprojektes 
Gender Mainstreaming im Bereich der 
Sportförderung Friedrichshain- 
Kreuzberg,  
www.friedrichshain-kreuzberg.de/  
media/de/fb1s_gm_bericht_fk.pdf

Auszug aus dem Abschlussbericht 
der Senatsverwaltung Wirtschaft, 
Arbeit und Frauen zu Ergebnissen des 
Pilotprojektes Gender Sportförderung 
Friedrichshain-Kreuzberg,  
www.friedrichshain-kreuzberg.de/ 
media/de/fb1s_gm_bericht_senbjs.pdf

Sport in Friedrichshain-Kreuzberg, Be-
zirksamt Friedrichshain-Kreuzberg, Amt 
für Jugend, Familie und Sport, 2004

Gleichstellungsbeauftragte des  
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg, 
Frau Koch-Knöbel, 
Tel.: (0 30) 9 02 98 - 41 11; 
E-Mail: petra.koch-knoebel 
@ba-fk.verwalt-berlin.de

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
von Berlin, Postfach 350701, 
10216 Berlin,  
Tel.: (0 30) 9 02 98 - 0 

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuz- 
berg von Berlin, Abteilung Jugend, 
Familie und Sport, Sport GL, 
Frankfurter Allee 35–37, 
10247 Berlin (Aufg. A, R. 4.106), 
Herr Fischer, 
Tel.: (0 30) 9 02 98 - 46 54, 
Frau Bohm, 
Tel.: (0 30) 9 02 98 - 46 61, 
Frau Jannasch, 
Tel.: (0 30) 9 20 98 -45 40

www.friedrichshain-kreuzberg.de/ 
media/de/broschuere_sportvereine.pdf

Sportbroschüre

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
von Berlin

Angebote im Schwimmbad für Jung und Alt, 
für Männer und Frauen

Foto: H. Wohltmann

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil das Projekt beispielgebend für 
die Umsetzung von Gender Main-
streaming im – raumgreifenden – Be-
reich der Infrastrukturplanung ist. 
Kennzeichnend ist das systematische 
und stringente Vorgehen: Bereits im 
Projektansatz wurde formuliert, die 
Anforderungen unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen aufzugreifen, 
um Chancengleichheit in der Sport-
förderung – sowohl auf inhaltlicher 
als auch prozessualer Ebene – zu er-
reichen. Angestrebt werden gleich-
wertige Aneignungs- und Nutzungs-
möglichkeiten für öffentliche Räume 
(Sportstätten), das Vorgehen beruht 
u. a. auf einer geschlechterdifferen-
zierten Datenerhebung und -analyse. 
Das Projekt strahlt erkennbar über 
die konkreten Veränderungen im Be-
zirk hinaus, etwa über die angestrebte 
Änderung der Berliner Sportanlagen-
Nutzungsverordnung.
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Projektbeirat 
Stadtumbau Ost

Steckbrief

Handlungsfeld: Prozesse und Verfahren

Projektstadt: Berlin-Lichtenberg (ca. 3,4 Mio. EinwohnerInnen 
in Berlin, ca. 245 000 EinwohnerInnen in Lichtenberg)

Stichworte: Stadtumbau Ost, Beteiligung, Projektbeirat, 
Checkliste, Daten

Projektlaufzeit: seit 2003

Das Bund-Länder-Programm Stadt-
umbau Ost ist eines der wichtigsten 
stadtentwicklungs- und wohnungs-
marktrelevanten Förderprogramme 
für Ostdeutschland. Ziel des im Jahr 
2002 aufgelegten Programms ist, den 
durch den wirtschaftlichen und de-
mographischen Wandel verursachten 
städtebaulichen Funktionsverlusten 
der Städte umfassend zu begegnen 
und die Zukunftsfähigkeit der Städ-
te und des Wohnungsmarktes in den 
neuen Ländern gezielt zu stärken.

Der Projektbeirat, der im Ostberliner 
Bezirk Lichtenberg den „Stadtumbau 
Ost“ begleitet und das Bezirksamt 
berät, hat sich die Aufgabe gestellt, 
die baulichen Aufwertungsmaßnah-
men im Rahmen der Umsetzung des 
Förderprogramms „Stadtumbau Ost“ 
unter Gender-Aspekten zu begleiten. 
Die Mitglieder des Projektbeirates 
werden von der Bezirksstadträtin für 
Stadtentwicklung berufen. Die konsti-
tuierende Sitzung des Projektbeirates 
fand im November 2003 statt. Die Sit-
zungen des Beirates sind öffentlich.

Die Beratung durch den Beirat soll 
bei den einzelnen Stadtumbau-Ost-

Maßnahmen sicherstellen, die Bür-
gerInneninteressen möglichst aller 
Ziel- und Altersgruppen bei der Neu-
gestaltung öffentlicher Räume zu be-
rücksichtigen und dabei genderrele-
vante lokale Ausgangsbedingungen 
und Bedürfnisse in die Diskussion zur 
Fördermaßnahme einzubringen.

Der Beirat ist zweistufig organisiert. 
Der „Kernbeirat“ ist für die Gesamt-
maßnahme zuständig und entwickelt 
z.B. Ziel- und Qualitätskriterien sowie 

Indikatoren, nach denen die Stadt-
umbau-Maßnahmen unter Aspekten 
des Gender Mainstreamings bewer-
tet werden können. Dazu wurde eine 
fortschreibungsfähige Checkliste mit 
Gender-Kriterien entwickelt, die Be-
standteil aller Planungsaufträge und 
Ausschreibungen und entsprechend 
zu berücksichtigen ist.

In den fünf Fördergebieten innerhalb 
Lichtensbergs (mit je bis zu 60 000 Ein-
wohnerInnen) gibt es darüber hinaus 

Der Projektbeirat 
auf Besichtigungstour Foto: S. Bock

Checkliste mit 
Genderkriterien

Bezirksamt Lichten-
berg von Berlin
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Quellen – Kontakte – Links 

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, 
Abteilung Stadtentwicklung, 
Frankfurter Allee 187 Haus 14, 
10365 Berlin

Bezirksstadträtin 
Frau Katrin Lompscher, 
Tel.: (0 30) 9 09 26 - 37 00, 
E-Mail: Katrin.Lompscher 
@ba-libg.verwalt-berlin.de

Stadtplanungsamt des Bezirks, 
Frau Kutscha, 
Tel.: (0 30) 9 09 26 - 61 19, 
E-Mail: Ulrike.Kutscha 
@ba-libg.verwalt-berlin.de

www.berlin.de/ba-lichtenberg/ 
verwaltung/stadt/stapl-um-ost-start.
html

Berlin-Lichtenberg

Foto: D. Laubner

Mädchensportzentrum Pia Olymp

Foto: S. Bock

Planung Anton-Saefkow-Platz

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Die Fördergebiete in Lichtenberg

jeweils „Gebietsbeiräte“, die die För-
derkulisse vor Ort unter Aspekten des 
Gender Mainstreamings untersuchen. 
Dafür werden die genderrelevanten 
lokalen Ausgangsbedingungen und 
Bedarfe erhoben bzw. berücksichtigt, 
um daraus Aufwertungsmaßnahmen 
abzuleiten, zu entwickeln und in ihrer 
Umsetzung zu begleiten. Dazu gehört 
auch eine intensive Mitwirkung der 
Betroffenen (Stichwort: BürgerInnen-
beteiligung) in den Fördergebieten. 
Erste Erfahrungen wurden bei Dis-

kussionen in den Gebietsbeiräten ge-
sammelt.

Die Mitglieder des Projektbeirates ar-
beiten ehrenamtlich. Aus Mitteln des 
Bezirkes werden für Aufwendungen 
der Beiräte pro Jahr 3 500 € zur Verfü-
gung gestellt. Im Jahr 2004 wurde dar-
aus u.a. ein Informationsblatt für die 
Bevölkerung finanziert, um auf den 
Projektbeirat aufmerksam zu machen 
und weitere BürgerInnen für eine Mit-
arbeit zu gewinnen.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil ein zukunftsweisender Ansatz 
der BürgerInnenbeteiligung in einem 
neuen Handlungsfeld erprobt wird, in 
dem ein schwieriger Strategiewechsel 
(vom Wachstum zur Schrumpfung 
der Städte) vermittelt werden muss. 
Durch die Einbeziehung zuständiger 
MitarbeiterInnen der Verwaltung, 
wissenschaftlicher Institutionen, Be-
hinderten-, Senioren- und Schüler-
vertreterInnen, VertreterInnen freier 
Träger und interessierter BürgerInnen 
trägt dieser Partizipationsansatz ge-
zielt dazu bei, Defizite bei der Betei-
ligung bislang benachteiligter Grup-
pen abzubauen. In dem Projekt wird 
versucht, auf Grundlage geschlech-
terdifferenzierter Datenerhebungen 
und -analysen die unterschiedlichen 
Anforderungen verschiedenster Be-
völkerungsgruppen in die Planung zu 
integrieren und konkrete Maßnahme-
vorschläge mittels lokal angepasster, 
genderorientierter Kriterien zu be-
urteilen. Durch die Verankerung von 
Gender-Aspekten in Planungsaufträ-
gen und Ausschreibungen strahlt das 
Projekt auf andere Aktivitäten aus.
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ÖPNV in  
Dortmund –  
Mobilitäts- 
anforderungen 
von Frauen

Steckbrief

Handlungsfeld: Verkehrsplanung

Projektstadt: Dortmund (ca. 600 000 EinwohnerInnen) 

Stichworte: ÖPNV, Mobilitätsanforderungen, Nahverkehrsplanung, 
Beteiligung, Busliniennetz, Haltestellen, KundInnenforum

Projektlaufzeit: 1997 – 2000

Mobilitätskonzepte vom Straßen- und 
Schienenbau bis zur Ausstattung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) werden an räumlichen und 
zeitlichen Erreichbarkeiten ausge-
richtet. Sie sind wichtige Bausteine 
– gerade auch aus Sicht des Gender 
Mainstreamings – im Konzept einer 
lebenswerten Stadt und zentrale Vor-
aussetzungen sowohl für die Teilnah-
me am öffentlichen Leben als auch für 
die Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Reproduktionsarbeit.

Die Mobilität von Frauen findet aller-
dings unter anderen Rahmenbedin-
gungen statt als die der Männer. Da 
weniger Frauen als Männer über einen 
Pkw verfügen, sind sie die Hauptnut-
zerinnen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. Zur Bewältigung ihrer 
Alltagsaufgaben müssen sie die un-
terschiedlichsten Wege kombinieren 
und sind daher auf einen gut funktio-
nierenden ÖPNV angewiesen.

In Dortmund wurde versucht, die 
frauenspezifischen Anforderungen 
an den ÖPNV zu ermitteln und diese 
Ergebnisse in die Planung des Busli-
niennetzes und die Nahverkehrspla-
nung einzubinden. Die Verbesserung 
der Beteiligungschancen von Frauen 
in der Verkehrsplanung hilft, ein be-
darfsgerechteres Angebot zu schaf-
fen. Das Projekt „ÖPNV in Dortmund 
– Mobilitätsanforderungen von Frau-
en“ wurde vom Frauenbüro der Stadt 
Dortmund initiiert und finanziert. 
Unterstützt wurde das Büro insbe-
sondere durch das Stadtplanungs-
amt (Abt. Verkehrsplanung) sowie die 
Stadtwerke der Stadt Dortmund.

Zunächst wurden für Dortmund die 
Anforderungen von Frauen an den 
ÖPNV und deren Berücksichtigung 
in der Nahverkehrsplanung ermit-
telt. Dabei kamen unterschiedliche 
Beteiligungsformen zur Anwendung. 
Unter anderem wurden ein Workshop 
zu Mobilitätsanforderungen und zwei 
Stadtteilworkshops durchgeführt. 
Lage und Ausstattung von Haltestel-
len wurden bewertet und eine Umfra-
ge zu den Anforderungen von Frauen 
an den öffentlichen Nahverkehr ver-
anlasst.

Der von Vielen als sehr positiv emp-
fundene Austausch zwischen Ver-
kehrsplanerInnen und NutzerInnen 
hat dazu geführt, dass bei den Stadt-
werken ein KundInnenforum gebildet 
wurde, zu dem viermal jährlich Frau-
en und Männer aller Altersgruppen 
– ausgewählt nach dem Zufallsprin-
zip – eingeladen werden. Weiterhin 
flossen die Projektergebnisse in die 
Neukonzeption des Busliniennetzes 
2000 („BUSNETZ 2000“) ein. Durch 

Fragebogen 
für das Projekt

Stadt Dortmund, 
Frauenbüro
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Quellen – Kontakte – Links 

Stadt Dortmund, Frauenbüro, Öffent-
licher Personennahverkehr in Dortmund, 
Dortmund 1998

Stadt Dortmund, Frauenbüro, Frauen 
gestalten den ÖPNV, Dortmund 1999

Stadt Dortmund, Frauenbüro, 
Auswertung des Workshops 
„Frauen und ÖPNV“, Dortmund 1999

Stadt Dortmund, Frauenbüro, 
Südwall 2 – 4, 44122 Dortmund, 
Tel.: (02 31) 5 02 - 54 77; 
E-Mail: frauenbuero@dortmund.de

Stadtplanungsamt, Verkehrsplanung, 
Herr Kahrmann, 
Tel.: (02 31) 5 02 - 37 39, 
E-Mail: BKahrmann@stadtdo.de, 
oder Herr Michaelis, 
Tel.: (02 31) 5 02 - 60 51, 
E-Mail: LMichaelis@stadtdo.de

Ansprechpartner für das KundInnen- 
forum der Dortmunder Stadtwerke, 
Herr Frittgen,  
Tel.: (02 31) 5 02 - 60 51

Ausschnitt aus dem Netzplan

Dortmunder Stadtwerke AG

Optimierung des Busnetzes

Dortmunder Stadtwerke AG

Niederflurtechnik erleichtert den 
Buseinstieg Foto: B. Kahrmann

veränderte Linienführungen, die 
Neueinrichtung von sieben Quer- und 
Tangentialverbindungen und die Ein-
richtung neuer Haltestellen konnte 
die Erreichbarkeit vor allem einiger 
öffentlicher Einrichtungen erhöht 
und das Liniennetz insgesamt kun-
dInnenfreundlicher gestaltet werden. 

Ein weiteres Resultat ist die im April 
2003 eingeführte Aktion „Einsteigen 
beim Fahrer“. Nur noch die Personen 
mit Kinderwagen, Einkaufsrolli, Rol-
lator oder Rollstuhl können an den 
Mitteltüren einsteigen. Sie können 
dann die große Stellfläche in der Mitte 
der Busse vor den anderen Fahrgästen 
„besetzen“.

Bei der Fortschreibung des Nahver-
kehrsplanes in 2005 wird das Frau-
enbüro frühzeitig beteiligt werden. 
Darüber hinaus werden derzeit Über-
legungen angestellt, wie Aspekte des 
Gender Mainstreamings auch in den 
Planungsprozess zum Nahverkehrs-
plan einbezogen werden können.

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil durch die Aktivitäten des Frau-
enbüros die Verkehrsplanung verbes-
sert wurde. Dieses Beispiel zeigt, wie 
durch die Berücksichtigung von Gen-
der Mainstreaming ein umfassender 
Abgleich der Interessen, eine besse-
re Beteiligung der NutzerInnen und 
damit letztlich ein Qualitätsgewinn 
erreicht werden konnte. Auf Grund-
lage einer geschlechterdifferenzierten 
Datenerhebung und -analyse sowie 
der NutzerInnenbeteiligung erfolgte 
eine Anpassung des ÖPNV-Angebotes 
an die unterschiedlichen Mobilitäts-
anforderungen verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen. Der Ausstrahleffekt 
des Vorhabens wird u. a. in der Grün-
dung eines KundInnenforums deut-
lich, zeigt sich aber auch in einer ver-
änderten Kommunikation innerhalb 
der Verwaltung.

Gute Beispiele
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Kooperations- 
vereinbarungen 
in der Verwal-
tung der Stadt 
Münster

Steckbrief

Handlungsfeld: Organisation und Management

Projektstadt: Münster (ca. 280 000 EinwohnerInnen)

Stichworte: Verwaltungsvereinbarung, Qualifizierung durch 
Lernprozesse, Qualitätssicherung der Planung, Frauenbüro, 
Gleichstellungsaufgaben

Projektlaufzeit: 2001 Abschluss der Kooperationsverein- 
barung nach langjährigen Vorarbeiten und gemeinsamen 
Aktivitäten der beteiligten Ämter

Die Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern wird in Münster seit den 
1980er Jahren als Querschnittsaufga-
be verstanden und ist sowohl in der 
Hauptsatzung als auch in der Zustän-
digkeitsordnung der Stadt verankert. 
Der Begriff „Gender Mainstreaming“ 
taucht dort zwar nicht auf; dennoch 
sind entsprechende Vorgehensweisen 
bis hin zum Berichtswesen im Rah-
men der Verwaltungsreform von 1996 
festgelegt worden. Mit Abschluss der 
Kooperationsvereinbarung „Berück-
sichtigung der Belange von Frauen bei 
Planungen“ als Vereinbarung der De-
zernate Bauen und Umwelt und Pla-
nung und Marketing mit dem Frau-
enbüro verpflichten sich die Ämter, 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die 
Belange von Frauen zu berücksich-
tigen. In der Praxis haben sich diese 
Vereinbarungen inzwischen einer 
erweiterten Zielsetzung im Sinne des 
Gender Mainstreamings angenähert. 
Eine Neufassung im Zusammenhang 
mit organisatorischen Veränderungen 
und der Einführung des neuen Kom-
munalen Finanzmanagements wird 
angestrebt. Beispielgebend können 
zwei Abmachungen die fachliche Di-

mension des Kontraktes veranschau-
lichen:
• Berücksichtigung frauen- und mäd-

chengerechter Aspekte bei Maßnah-
men der Gestaltung, Planung und 
Stadtentwicklung. Bei entsprechen-
den Vorhaben ist etwa zu fragen, ob 
eine kleinräumige Mischung von 
Wohnen, Arbeiten, Versorgung und 
Erholung vorgesehen ist oder ob die 
Standorte in das Wegenetz der Stadt 
bzw. des Stadtteils integriert sind.

• Beteiligung des Frauenbüros bei 
räumlichen Planungen, Verkehrs-
planungen, Freiraum- und Grün- 

ordnungsplanungen, wie z. B. regel-
mäßige Einladungen zu den Start-
gesprächen, Mitzeichnung von Vor-
lagen bei Beratungen einer Planung 
im Ausschuss für Gleichstellung 
sowie bei Bau- und Instandhal-
tungsmaßnahmen an städtischen 
Gebäuden.

Während des Entwicklungs- und 
Aushandlungsprozesses über die Ab-
machungen wurde das künftig vor-
gesehene Verfahren erprobt, indem 
bei konkreten Planungen verschiede- 
ne Beteiligungsverfahren angewandt 
wurden (Bürgerinnenanhörung, Mit- 
zeichnungsverfahren, Informations-
veranstaltungen), so dass bei Ab-
schluss der Vereinbarung auf mehr-
jährige Erfahrungen zurückgegriffen 
werden konnte. Seither wird das 
Frauenbüro automatisch und selbst-
verständlich in Planungs- und Ent-
wicklungsprozesse einbezogen. Die 
Vereinbarungen werden weitgehend 
umgesetzt. Um dieses Vorgehen im 
Verwaltungsalltag lebendig zu erhal-
ten, ist regelmäßige Kommunikation 
zwischen den Ämtern und den han-
delnden Personen notwendig. Hin-Stadt Münster, Frauenbüro

Pläne werden diskutiert

Stadt Münster, Frauenbüro

Gemeinsam 
versteht sich‘s besser
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Quellen – Kontakte – Links

Stadt Münster, Frauenbüro, Gender 
Mainstreaming oder Bye bye feminism 
– hello gender? Münster 2002

Stadt Münster, Frauenbüro, 
Frau Arndts-Haupt, 
Tel.: (02 51) 4 92 - 17 00, 
E-Mail: arndtshm@stadt-muenster.de

www.muenster.de/stadt/ 
stadtentwicklung/

publikom.muenster.de/stadt/

Stadt Münster, Frauenbüro

Nach getaner Arbeit …

ter dieser Verwaltungsvereinbarung 
stand vor allem das Ziel, Gleichbe-
rechtigung durch festgeschriebene 
Abmachungen zu etablieren. Im Ein-
zelnen ging es um
• die Umsetzung der Querschnitts-

aufgabe „Verwirklichung der 
Gleichberechtigung“ vom Modell- 
zum Regelfall des laufenden Ver-
waltungsgeschäftes,

• die Erhöhung des Verständnisses 
für Gleichstellungsaufgaben und 

• die Erweiterung der Beratungszu-
ständigkeit von Frauenbüro und 
Ausschuss für Gleichstellung (Stadt-
rat), unter anderem im Bereich der 
Stadtplanung.

Stadt Münster, Frauenbüro

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

nicht nur, weil im Vorfeld der Koope-
rationsvereinbarung explizit die Her-
stellung von Chancengleichheit von 
Frauen und Männern als Ziel formu-
liert wurde, sondern auch und gera- 
de, weil durch den Kontrakt eine Dis-
kussion und Entscheidung des Fach-
amtes angestoßen wird, ob und in wel-
cher Form das Frauenbüro zu beteili-
gen ist. So wird ein Abwägungsprozess 
im Sinne des Gender Mainstreamings 
ausgelöst. In den Fachämtern wird  
dadurch bei anstehenden Maßnah-
men ein Bewusstseinsbildungspro-

zess initiiert. Dabei werden auch 
strategische Allianzen zum Beispiel 
zwischen Grünflächenamt und Frau-
enbüro oder mit dem Amt für Kinder, 
Jugendliche und Familien entwickelt.

Die Vereinbarung erfüllt eine quali-
tätssichernde Funktion, da frauenre-
levante Aspekte nun selbstverständ-
licher Bestandteil des Planungspro-
zesses werden. Weiterhin bewirkt die 
praktische Arbeit eine Qualifizierung 
des Planungsprozesses durch Lern-
prozesse innerhalb der beteiligten 
Fachämter auf der Basis dieses Kon-
traktes.

Gute Beispiele



Forschungsfeld 26: Gender Mainstreaming im Städtebau

28 ExWoSt-Informationen 26/4 – 11/2005

Stellungnah-
me zum Gender 
Mainstreaming 
in Verwaltungs-
drucksachen

Steckbrief

Handlungsfeld: Organisation und Management

Projektstadt: Landeshauptstadt Hannover  
(ca. 520 000 EinwohnerInnen)

Stichworte: Verwaltungsvorgänge, geschlechterdifferenzierte 
Datenerhebung, politischer/interfraktioneller Beschluss
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Der Rat der Landeshauptstadt Han-
nover stimmte im Juli 2003 einem 
interfraktionellen Antrag zu, der als 
Beitrag zur Umsetzung von Gender 
Mainstreaming in das Verwaltungs-
handeln vorsah, dass in allen Druck-
sachen der Verwaltung zu vermerken 
sei, ob die Daten geschlechterdiffe-
renziert erhoben und ausgewertet 
wurden und ob Frauen und Mädchen 
von der geplanten Maßnahme anders 
betroffen sind als Männer und Jungen 
(Drs. 1278/2003). Die so angeregte 
Auseinandersetzung mit den unter-
schiedlichen Lebensbedingungen 
und Bedürfnissen von Frauen und 
Männern ist ein Ansatzpunkt, Gender 
Mainstreaming im Verwaltungshan-
deln zu verankern.

Nach anfänglichen Unsicherheiten 
bei der Umsetzung des Beschlusses 
wurde die Dienstanweisung zur Er-
stellung von Drucksachen dahinge-
hend ergänzt, dass im entsprechen-
den EDV-Formular ein Pflichtfeld 
„Berücksichtigung von Gender-As-
pekten“ auszufüllen ist. Hierdurch 
werden Verzögerungen im Verfahren 
und eine Verweisung der Drucksache 
an den Gleichstellungsausschuss ver-
mieden. Während anfangs häufig nur 
in einem Satz erwähnt wurde, dass 
die unterschiedlichen Belange von 
Frauen und Männern berücksichtigt 
wurden (Beispiel: „Mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes wird ein 
geeigneter Standort gesichert“), gibt 
es inzwischen sehr viel dezidiertere 
Stellungnahmen.

Ein Beispiel: „Im Rahmen von allge-
meinen Planungsgrundsätzen wurden 
schon bei der Erstellung des rechts-
verbindlichen Bebauungsplanes As-

pekte berücksichtigt, die den unter-
schiedlichen geschlechtsspezifischen 
Bedürfnissen Rechnung tragen. Dies 
sind insbesondere die wohnungsna-
he Versorgung und Infrastrukturein-
richtungen. Mit der Umsetzung des 
Bebauungsplans konnte zusammen 

mit einer weiteren Kindertagesstätte 
auch ein Familienzentrum dort unter-
gebracht werden. Grundschule, eine 
integrative und eine konfessionelle 
Kindertagesstätte sind in fußläufiger 
Entfernung erreichbar. Einkaufsmög-
lichkeiten und Haltestellen des ÖPNV 

Beschluss zur Geschlechterdifferenzierung in Verwaltungsdrucksachen
Landeshauptstadt Hannover
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Quellen – Kontakte – Links

Landeshauptstadt Hannover, 
Gleichstellungsreferentin 
Frau Dr. Brigitte Vollmer-Schubert, 
Tel.: (05 11) 16 84 - 53 01, 
E-Mail: Brigitte.Vollmer-Schubert 
@Hannover-Stadt.de

Foto: H. Wohltmann

Nicht nur für Mütter mit Kind(ern) …

Foto: H. Wohltmann

Neubebauung des Geländes der ehemaligen Gildebrauerei unter Berücksichti-
gung von Sicherheitsaspekten

Foto: H. Wohltmann

sind in fünf bis zehn Minuten zu Fuß 
zu erreichen. In der ursprünglichen 
Planung war Geschosswohnungs-
bau in Blockstruktur vorgesehen. Bei 
dieser Bauform besteht die Möglich-
keit, sichere Spielbereiche gerade für 
kleinere Kinder im Blockinnern zu 
gestalten (...). Gute Fuß- und Radwe-
geverbindungen zu Naherholungsge-
bieten sind ein wichtiges Anliegen der 

Planung. So sind Mittellandkanal und 
Misburger Wald von Menschen ohne 
Kfz auf kurzen Wegen zu erreichen.“

Darüber hinaus wird darauf geach-
tet und in den Ausschüssen nachge-
fragt, ob eine Differenzierung nach 
Geschlechtern vorgenommen wird, 
wenn beispielsweise in Drucksachen 
nur „Kinder“ bzw. „Jugendliche“ er-
wähnt werden.

Die Gleichstellungsreferentin der 
Stadt Hannover, Frau Dr. Vollmer-
Schubert, beurteilt das Verfahren wie 
folgt: „Es kann festgestellt werden, 
dass die Sensibilität beim Thema 
Gender Mainstreaming durch dieses 
Verfahren zugenommen hat, wenn-
gleich es sicher noch eines längeren 
Prozesses bedarf, um Gender Main-
streaming als festen Bestandteil im 
Verwaltungshandeln zu etablieren.“

Als „Gutes Beispiel“ ausgewählt,

weil auf Grundlage eines interfraktio-
nellen Antrages ein Routineverfahren 
zur Umsetzung von Gender-Belan-
gen im Verwaltungshandeln umge-
setzt wird. Dieses ist ein wesentlicher 
Schritt zur Herstellung von Chancen-
gleichheit, da so die Anforderungen 
unterschiedlicher Bevölkerungsgrup-
pen Berücksichtigung in der Verwal-
tungsroutine finden können. Durch 
die Einbeziehung von Gleichstellungs-
aspekten in die Diskussions- und 
Entscheidungsgrundlagen gehen er- 
kennbare Ausstrahleffekte auf alle 
Verwaltungseinheiten aus. Denn ge-
schlechterdifferenzierte Datenerhe-
bungen und -analysen bilden eine 
Grundlage des Verwaltungshandelns 
sowie der politischen Beschlüsse.

Gemeinsam gestalten

Gute Beispiele
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Schluss- 
folgerungen 
und Ausblick

Für die Etablierung von Gender Main-
streaming im Verwaltungshandeln 
müssen folgende Anforderungen er-
füllt werden:

Inhaltliche Anforderungen

Erweiterung des Fachwissens um er-
forderliches Genderwissen: 
Dies sollte vor allem durch die stän-
dige Qualifizierung der Mitarbeite-
rInnen zum Thema „Fachbezogenes 
Genderwissen“ erfolgen. Neben ver-
waltungsinternen Fortbildungen bie-
ten der Besuch von Seminaren und 
der Austausch mit anderen Verwal-
tungen Ansatzpunkte einer notwen-
digen Weiterqualifizierung.

Geschlechterdifferenziert erhobene 
und ausgewertete Datengrundlagen:
Die Notwendigkeit geschlechterdif-
ferenzierter Datenerhebungen als 
Grundlage der planerischen Zielaus-
sagen stellt bereits eine langjährige 
Forderung der Gleichstellungspolitik 
dar, die im Rahmen der Implementie-
rung von GM nicht an Dringlichkeit 
verloren hat. 

Kenntnisse und Verfügbarkeit von In-
dikatoren:
Indikatoren können dazu beitragen, 
die Ziele und Inhalte einer geschlech-
tergerechten Planungspolitik transpa-
renter zu gestalten, sie können als In-
strument der Erfolgskontrolle und als 
Steuerungsinstrument genutzt wer-
den. Die vorliegenden Erfahrungen 
zeigen jedoch, dass erhebliche Kennt-
nisdefizite zum Themenfeld „Gender-
Indikatoren im Städtebau“ vorliegen. 
Darüber hinaus scheitert die Verwen-
dung von Indikatoren bislang vielfach 
an den vorhandenen Unsicherheiten 

und Wissensdefiziten, wie sie in der 
konkreten Arbeit anzuwenden sind. 

Prozessuale Anforderungen

Vereinbarung von Ziel- und Qualitäts-
vereinbarungen:
Durch die Formulierung und Festle-
gung von Qualitätsvereinbarungen 
werden Planungsziele und -absichten 
transparent, und eine Überprüfung 
der erreichten Zielsetzungen wird 
möglich. Über entsprechende Ver-
einbarungen erhalten die Ämter Hin-
weise und Regelungen, wie sie ihre 
Arbeit unter der Berücksichtigung 
von GM-Aspekten qualifizieren kön-
nen, z. B. durch die Einbeziehung der 
Interessen von Frauen und Mädchen 
bei räumlichen Planungen, Verkehrs-
planungen, Freiraum- und Grün- 
ordnungsplanungen. Diese Aspekte 
können gegebenenfalls bei den Frau-
enbüros erfragt werden.

Regelmäßige (Erfolgs)Kontrollen:
(Erfolgs)Kontrollen können einen 
erheblichen Beitrag zur Implemen-
tierung von GM leisten, sind jedoch 
bislang nur selten explizit vorgesehen 
– weder bei den Pilotprojekten noch 
bei „alltäglichen“ Planungsverfahren. 
In der Regel werden die Auswirkun-
gen einer Maßnahme „handgestrickt“ 
erho-ben. „Wird die Maßnahme an-
genommen oder nicht?“ ist dabei die 
entscheidende Fragestellung. 

Systematisch durchgeführt kön-
nen Controllings – wie sie in ande-
ren Themenfeldern schon lange eine 
Selbstverständlichkeit sind – Planun-
gen in jeglicher Weise qualifizieren 
und sollten durch praxistaugliche 
Vorgaben gefördert werden. Sie set-
zen allerdings voraus, dass zu Beginn 

der Planung konkrete Aussagen zu 
den Zielen getroffen werden. Hier 
sind immer wieder, unabhängig von 
der Stadt- oder Projektgröße, erheb-
liche Defizite festzustellen, die ein 
Controlling unmöglich machen. Über 
konkrete Ziel- und Qualitätsvereinba-
rungen zu Beginn des Planungspro-
zesses kann dieser Mangel vermieden 
werden. 

Engagierte Akteure in den Planungs-
verwaltungen: 
Engagierte Akteure (oft Schlüsselak-
teure) sind eine wesentliche Voraus-
setzung für das Gelingen eines Pro-
jekts, da sie weitere MitarbeiterInnen 
in der Verwaltung, aber auch Vertre- 
terInnen aus Politik und Bürgerschaft 
motivieren können. Wichtig erscheint, 
dass es den Akteuren gelingt, entspre-
chende Arbeitsstrukturen aufzubauen 
und genügend „Überzeugungsarbeit“ 
zu leisten, so dass es zu einer selbst-
verständlichen und dauerhaften Im-
plementierung von GM kommt.

Kontinuität in der Projektbearbei-
tung: 
Neben dem Engagement einzelner 
Schlüsselakteure ist die personelle 
Kontinuität der Projektbearbeitung 
von hoher Bedeutung für das Gelin-
gen eines Implementierungsprozes-
ses. In vielen Fällen ist das Scheitern 
von GM gerade auf die fehlende per-
sonelle Kontinuität zurückzuführen.

Breite Verankerung des Themas in der 
planenden Verwaltung und in der Po-
litik: 
Eine verwaltungsweite Diskussion 
über die Zielsetzungen von GM bie-
tet die Grundlage für die Entwicklung 
und Umsetzung von Projekten und 
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Aktivitäten, bei denen jede Maßnah-
me auf ihre geschlechtsspezifischen 
Auswirkungen hin abgeschätzt und 
bei denen zudem dargestellt wird, 
wie die verschiedenen Zielgruppen 
berührt werden. Eine entscheidende 
Rolle spielt dabei die Kommunika- 
tion des Themas nach innen und nach 
außen.

Top-down und Bottom-up: 
Der für die Implementierung von GM 
notwendige Top-down-Ansatz muss 
durch einen Bottom-up-Ansatz er-
gänzt werden. Denn nur, wenn die 
politische oder von der Verwaltungs-
spitze ausgehende Initiative auf mo-
tivierte und engagierte MitarbeiterIn-
nen trifft, können Projekte erfolgreich 
umgesetzt werden. 

Anforderungen bei der Fördermittel-
vergabe: 
Wenn die Berücksichtigung von 
Gleichstellungsaspekten ein Förder-
kriterium darstellt, sind die Akteure 
vor Ort aufgefordert, sich zumindest 
im Ansatz mit diesen Fragestellun-
gen zu befassen. Unter anderem das 
EU-Programm Urban II belegt den 
Stellenwert der Verknüpfung förder-
politischer Anforderungen mit Krite-
rien des GM. Solange es jedoch keine 
Überprüfung der daran geknüpften 
Ziele gibt, bleibt die förderpolitische 
Verankerung unzureichend.

Ausblick

Die bisherigen Erfahrungen weisen 
darauf hin, dass nicht nur die Berück-
sichtigung eines Aspektes genügt, um 
GM zu implementieren, sondern dass 
inhaltliche und prozessuale Bedin-
gungen und Anforderungen ineinan-

der greifen müssen. Herausragende 
Bedeutung kommt dabei „starken“ 
Akteuren in Führungspositionen zu, 
die dem Thema unterstützend gegen-
überstehen und es dadurch fördern. 
Wichtig für eine dauerhafte Etablie-
rung von Forderungen des GM ist 
darüber hinaus deren strukurelle und 
verfahrensmäßige Verankerung.

Neben den aufgeführten inhaltli-
chen und prozessualen Anforderun-
gen sind für die Umsetzung von GM 
in Planungsprozesse weitere Rah-
menbedingungen bedeutsam. Dazu 
gehört vor allem die politische Ak-
zeptanz von GM. Es muss ein aufge-
schlossenes Gesamtklima in der Stadt 
bestehen, die Zielsetzung zur Integra-
tion von GM muss nachhaltig und in-
haltlich überzeugend von politischen 
Institutionen unterstützt werden, z. B. 
in Form eines Ratsbeschlusses, auf 
den sich bei weiteren Aktivitäten be-
rufen werden kann. Ratsbeschlüsse 
liegen mittlerweile für einen Großteil 
der westdeutschen Städte vor, auch 
wenn einigen von ihnen bisher keine 
weiteren Aktivitäten folgten. Hieran 
wird wiederum deutlich, wie wichtig 
das Ineinandergreifen mehrerer Stra-
tegiebausteine ist.

Den Kommunen, die bislang noch 
keine Erfahrungen mit der Imple-
mentierung  von GM in Planungspro-
jekten gesammelt haben, ist zu raten, 
als Einstieg in das Thema überschau-
bare Inhalte mit handhabbaren Indi-
katoren zu bearbeiten und sich dafür 
gegebenenfalls zu Beginn des Prozes-
ses fachliche Unterstützung und Be-
ratung „einzukaufen“ – sofern diese 
nicht in der Verwaltung selber verfüg-
bar sind. Konnten in einem ersten Pro-

jekt positive Erfahrungen mit Gender 
Mainstreaming gesammelt werden, 
sind die Hürden für entsprechende 
weitere Aktivitäten deutlich geringer. 
So gesehen sind die eigentlich wirk-
lich „Guten Beispiele“ diejenigen, 
die im alltäglichen Planungshandeln 
stattfinden und die die unterschied-
lichen Geschlechterperspektiven be-
rücksichtigen, ohne groß darüber zu 
reden, da sie zum Standard einer pla-
nenden Verwaltung gehören.

Schlussfolgerungen und Ausblick
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